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Für den Zusammenschluß aller demokratischen
demokratischen Kräfte zurVerhinderung der Notstandsdiktatur

Notstandsdiktatur — für Demokratie,
Frieden und europäische Sicherheit

Aus dem Referat des 1. Sekretärs des ZK der KPD,
Genossen Max Reimann, vor der 10. Tagung des ZK

j ch möchte im Referat im wesentlichen auf vier
Hauptprobleme eingehen: 1. die Verschärfung der

internationalen Lage durch die imperialistischen
Aggressionen und die daraus erwachsenden Aufgaben
Aufgaben für die friedliebenden Kräfte; 2. den Kampf
gegen die Notstandsgesetze als die ernsteste und
akuteste Gefahr in der innenpolitischen Entwicklung;
Entwicklung; 3. auf die Lage in der SPD und die Entwicklung
Entwicklung in der Arbeiterbewegung und unter den demokratischen
demokratischen Kräften; 4. auf einige Fragen im Kampf
um die Legalität unserer Partei.
Wir sehen uns einer ernsten Verschärfung der

internationalen Lage gegenüber. Der Imperialismus
verstärkt seine Anstrengungen, den Fortschritt der
Menschheit aufzuhalten. Er ist zu gefährlichen
Aggressionen übergegangen, denen die friedliebenden
friedliebenden Kräfte der Welt in gemeinsamen Aktionen entgegentreten
entgegentreten müssen. Als Gendarm des Weltimperialismus
Weltimperialismus sind die herrschenden Kreise der USA bestrebt,
bestrebt, sich überall in der Welt einzumischen, Verschwörungen
Verschwörungen und Kriege anzuzetteln, reaktionäre
Regime zu stützen, den neokolonialistischen Druck
zu verstärken. Die Zuriickdrängung der antiimperialistischen
antiimperialistischen Befreiungsbewegung, der progressiven
Kräfte in der Welt — das ist das Ziel der Globalstrategie
Globalstrategie des USA-Imperialismus.
Auf dem Wege der offenen Aggression war der

barbarische Krieg gegen das vietnamesischeVolk der
gefährlichste Schritt. Vor kurzem folgte der vom
amerikanischen Geheimdienst angestiftete und nach
dem präzisen Plan eines offiziellen NATO-Dokuments
NATO-Dokuments durchgeführte Putsch der monarcho-faschistischen
monarcho-faschistischen Militärclique in Griechenland. Und jetzt
erleben wir die seit langer Zeit vorbereitete, vom
USA-Imperialismus direkt und indirekt unterstützte
unterstützte Aggression der herrschenden Kreise Israels
gegen die arabischen Völker.
Die reaktionären großkapitalistischen und militaristischen

militaristischen Kreise der Bundesrepublik betätigen sich
überall als die Helfer und Komplicen des



Imperialismus, als wütende Feinde
des antiimperialistischen Befreiungskampfes
Befreiungskampfes der Völker. Die
Regierung unterstützt den verbrecherischen
verbrecherischen Krieg gegen das vietnamesische
vietnamesische Volk materiell und politisch und
solidarisiert sich mit den unmenschlichen
unmenschlichen Bombenangriffen auf die nordvietnamesische
nordvietnamesische Bevölkerung. Durch
miltärische und wirtschaftliche Hilfe
stützt sie die monarcho-faschistischen
Putschisten in Griechenland, die rassistischen
rassistischen Regime in Südafrika und
Rhodesien, den portugiesischen Kolonialkrieg
Kolonialkrieg gegen Angola, volksfeindliche
volksfeindliche Marionettenregime in aller Welt.

Worum geht es bei der Ag

Das führende Blatt des amerikanischen
amerikanischen Monopolkapitals, die „New

York Times", schrieb am 31. Mai, fünf
Tage vor dem tlberfall Israels auf
Ägypten: „Der Nahe Osten stellt die
Drehscheibe zwischen Asien und
Europa dar ... Die USA haben dort
seit dem Ende des zweiten Weltkrieges
den Platz Frankreichs und Großbritanniens
Großbritanniens eingenommen, und das
Gebiet ist für sie jetzt von erstrangiger
erstrangiger strategischer Bedeutung ... Im
Persischen Golf werden 27 Prozent des
Erdöls gewonnen und dort liegen
60 Prozent der Erdölreserven. Amerikanische
Amerikanische Firmen haben in dieser
Region mehr als zwei Milliarden
500 Millionen Dollar investiert."
Man muß der „New York Times"

dankbar sein für diese Offenheit. Hier
sind die wahren Interessen aufgedeckt
— die Milliardenprofite der amerikanischen
amerikanischen und britischen Olmonopole
die der Aggression der herrschenden
Kreise Israels zugrundeliegen. Die Imperialisten
Imperialisten fürchten, daß die fortschrittlichen
fortschrittlichen Kräfte in solchen Ländern
Ländern wie Xgypten, Syrien, Irak, Algerien,
Algerien, die ihre Staaten auf einen nichtkapitalistischen
nichtkapitalistischen Weg der Entwicklung
führen und die Fesseln der wirtschaftlichen
wirtschaftlichen und finanziellen Abhängigkeit
vom Imperialismus und von den ausländischen
ausländischen Ölkonzernen sprengen wollen,
wollen, immer mehr auch die anderen
Linder des Nahen Ostens beeinflussen
und von der Richtigkeit ihres Weges
überzeugen werden. Das aber wire
das Ende des imperialistischen Einflusses
Einflusses und der märchenhaften Profite
der Ölgesellschaften im Nahen Osten.

In diese Linie gehören auch die Waffenlieferungen
Waffenlieferungen an Israel.

Überall, wo es gegen die Völker geht,
gegen ihre nationale Freiheit und Unabhängigkeit,
Unabhängigkeit, gegen ihren sozialen
Fortschritt — da ist Bonn mit von der
Partie. Die herrschenden Kreise der
Bundesrepublik suchen überall Spannungen
Spannungen und Konflikte zu schüren, weil
sie sich davon Nahrung für ihren
eigenen friedensfeindlichen Kurs versprechen.

versprechen. Deshalb unterstützen sie
auch im Nahen Osten den USA-Imperialismus
USA-Imperialismus und die ihm dienenden herrschenden
herrschenden Kreise Israels.

gression im Nahen Osten?

Seit langem haben zunächst die britischen
britischen und später die USA-Imperialisten
USA-Imperialisten Araber und die jüdische Bevölkerung
Bevölkerung Israels gegeneinander ausgespielt.

ausgespielt. Dadurch, daß die reaktionären
reaktionären und chauvinistischen regierenden
regierenden Kreise Israels ihr Land seit Jahren
Jahren als Werkzeug des amerikanischen
Imperialismus und als Speerspitze
gegen die arabische Freiheitsbewegung
mißbrauchen lassen — durch ihre Aggression
Aggression von 1956, durch die Vertreibung
Vertreibung von mehr als einer Million palästinensischer
palästinensischer Araber, durch den Kurs
der Feindschaft gegen die arabischen
Völker — haben die herrschenden
Kreise Israels eine schwere Schuld
gegenüber den Arabern und nicht zuletzt

zuletzt gegenüber der jüdischen Bevölkerung
Bevölkerung selbst auf sich geladen.
Wie im Jahre 1956 handelt es sich

auch diesmal um eine offene Aggression
Aggression der israelischen Militärclique
unter direkter Verletzung aller völkerrechtlichen
völkerrechtlichen Verträge und Normen. Das
muß der Hitlersche Generalstabsoffizier
fizier und Militärexperte der „Frankfurter
„Frankfurter Allgemeinen", Weinstein, der
den Blitzkrieg Israels feiert, auch ganz
offen zugeben. Die Schuld der reaktionären
reaktionären Machthaber in Israel ist um so

gravierender, als die arabische Seite
ihre ,Bereitschaft zu Verhandlungen
erklärt hatte. Noch in der Woche vor

der israelischen Aggression hatte die
Regierung der Vereinigten Arabischen
Republik vorgeschlagen, die ägyptischisraelische
ägyptischisraelische Waffenstillstandskommission
Waffenstillstandskommission einzuberufen. .
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Komplicenschaft in Bonn

enn Leute wie der KZ-Baumeister
" Lübke, der nazistische Diplomat
Kiesinger und die Hitlergenerale und
-offiziere, deren militärische Eroberungszüge
Eroberungszüge gegen ganz Europa erst die
Voraussetzung schufen zur Ausrottung
von Millionen europäischer Juden,
wenn die Springerpresse mit solchen
antisemitischen Hetzschreibern wie
Starke, Fried und Mohler sich plötzlich
plötzlich als Freunde des jüdischen Volkes
aufspielen, dann sollte dies alle fortschrittlichen
fortschrittlichen und demokratischen
Kräfte in unserem Lande hellhörig
machen. Es ist pure Heuchelei, wenn
dieselben Kräfte, die Rassenhetze und
Antisemitismus dulden, der neonazistischen
neonazistischen NPD und der „National- und
Soldatenzeitung" mit Wohlwollen gegenüberstehen
gegenüberstehen und die auf dem
Parteitag sogar der NPD ihre ehrlichen
Absichten bescheinigen, heute die DDR
des Antisemitismus beschuldigen. In
der DDR wurden Nazismus, Rassismus
und Chauvinismus mit den Wurzeln
ausgemerzt. Die DDR, die überall den
Imperialismus und Neokolonialismus
bekämpft, steht fest an der Seite
des antiimperialistischen Befreiungskampfes
Befreiungskampfes der arabischen Völker.
Schon fordern der israelische Ministerpräsident

Ministerpräsident Eschkol und der Kriegsminister
Kriegsminister Dayan, daß Israel die eroberten
eroberten Gebiete für immer an sich reißen
soll. Das würde heißen, daß der Aggressor
Aggressor für den Kriegsüberfall, der gegen
gegen alle völkerrechtlichen Bestimmungen
Bestimmungen verstößt, auch noch belohnt wird.

Die entspannungsfeindliche P

ie Kiesinger-Regierung ist bemüht,
durch ihre entspannungsfeindliche

und friedensgefährdende Politik auch
in Europa die Spannungen zu erhöhen.
Revision der Ergebnisse des 2. Weltkrieges
Weltkrieges und der bestehenden Grenzen
in Europa, Alleinvertretungsanspruch,
Vormachtstreben in Westeuropa, das
sind die erklärten Ziele auch der neuen
Regierung. Auf dem Parteitag der CDU
in Braunschweig bekräftigte Kiesinger
diesen Kurs mit den Worten: „Man
verlangt von uns die Hinnahme und
die rechtliche Bestätigung des Status
quo . . . Das wird man uns nicht abzwingen,
abzwingen, nicht auf einmal und nicht in
Stückchen."
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Gemeinsam mit den Friedenskräften
in aller Welt sollten sich die friedliebenden
friedliebenden Menschen in der Bundesrepublik
Bundesrepublik dafür einsetzen, daß Israel die
Truppen hinter die eigenen Grenzen
und hinter die Linien zurückzieht, die
sie vor Beginn der Kriegshandlungen
einnahm.
Trotz des wiederholten Appells des

UNO-Sicherheitsrates haben die israelischen
israelischen Aggressoren die Kriegshandlungen
Kriegshandlungen gegen die arabischen Völker
nicht eingestellt. Das verschärft die
Gefahr einer weiteren Ausdehnung
des Konflikts. Die Führungen der
Kommunistischen Parteien der sozialistischen
sozialistischen Lander und ihre Regierungen
Regierungen haben in ihrer Erklärung vom
9. Juni eine ernste Warnung an den
Aggressor und seine imperialistischen
Hintermänner gerichtet und die unverbrüchliche
unverbrüchliche Solidarität der sozialistischen
sozialistischen Länder mit den um ihre Unabhängigkeit
Unabhängigkeit und Freiheit kämpfenden
kämpfenden arabischen Völkern bekräftigt.
Es liegt nicht zuletzt auch im Interesse

Interesse des jüdischen Volkes, daß Israel
aufhört, sich als Werkzeug imperialistischer
imperialistischer Olinteressen gegen die arabischen

arabischen Völker und ihre Freiheit mißbrauchen
mißbrauchen zu lassen, daß es sich zu

einer Politik der Neutralität, der Aussöhnung
Aussöhnung und Zusammenarbeit mit den
arabischen Nachbarvölkern bereitfindet.
bereitfindet. Denn nur so kann der Friede
in diesem Teil der Welt und auch die
Zukunft der jüdischen Bevölkerung
Israels gesichert werden.

olitik der Kiesinger-Regierung

Die Kiesinger-Regierung weigert
sich, die DDR anzuerkennen und normale
normale staatliche Beziehungen zu ihr
herzustellen. Da sie aber gegenwärtig
keine Möglichkeit sieht, die DDR mit
militärischer Gewalt zu beseitigen, ist
sie bestrebt, die DDR zu isolieren und
von innen auszuhöhlen. Dieser Kurs ist
ebenso aussichtslos wie der Adenauers
und Erhards.
Die Entwicklung hat bereits eindeutig

eindeutig bewiesen, daß damit keine Erfolge
zu erringen sind. Wenn die Regierung
gehofft hatte, mit der Offensive des
Lächelns und ihrer sogenannten neuen
Ostpolitik die europäischen Völker
über ihre wahren Absichten täuschen



und die DDR von ihren Verbündeten
trennen zu können, so hat sich das als
Fehlspekulation erwiesen. Schon heute
kann man sagen, die sogenannte neue

Ost- und Deutschlandpolitik der Kiesinger-Regierung
Kiesinger-Regierung ist gescheitert, bevor
sie richtig begonnen hatte. Sie mußte
scheitern, weil die Regierung Kiesinger
nach wie vor nicht bereit ist, das politische
politische und militärische Kräfteverhältnis
Kräfteverhältnis richtig einzuschätzen und unveränderliche
unveränderliche Realitäten zu akzeptieren.

Die Antwort der sozialistischen Länder
Länder war ebenso massiv wie unmißverständlich.
unmißverständlich. Die Freundschafts- und Beistandsverträge,
Beistandsverträge, die die DDR mit Polen,
der CSSR und Ungarn abschloß, haben
gezeigt, daß kein noch so geschicktes
Manöver in der Lage ist, die sozialistischen
sozialistischen Lander gegeneinander und
gegen die Sowjetunion auszuspielen.
Auf dem VII. Parteitag der SED wurde
die unverbrüchliche Solidarität der
sozialistischen Linder und der kommunistischen
kommunistischen Parteien in aller Welt mit

dem ersten deutschen
Bauern-Staat durch die Repräsentanten
Repräsentanten von mehr alt 60 Bruderparteien
bekräftigt.

Der VII. Parteitag der SED war
Ausdruck der außerordentlich gewachsenen
gewachsenen wirtschaftlichen und politischen
politischen Kraft wie des internationalen
Ansehens der DDR. Er zeigte, wozu die
Arbeiterklasse und das ganze werktätige
werktätige Volk fähig sind, wenn sie das
Großkapital entmachten und ihre Geschicke
Geschicke selbst gestalten. Von größter
Bedeutung für die demokratischen
Kräfte der Bundesreublik sind die auf
dem VII. Parteitag entwickelten Vorschläge
Vorschläge der DDR für die Friedenssicherung
Friedenssicherung auf deutschem Boden, für normale
normale staatliche Beziehungen zwischen
der DDR und der Bundesrepublik und
für ihr friedlichesNebeneinanderleben.
Im Bericht des Politbüros ist eine ausführliche
ausführliche Einschätzung der Bedeutung
des VII. Parteitages der SED auch für
unseren Kampf gegeben worden.

Konferenz von Karlovy Vary — Programm für die friedliche Zusammenarbeit

xj on großer Bedeutung im Kampf der
europäischen Völker für Frieden

und Sicherheit, gegen die aggressiven
Bestrebungen der herrschenden imperialistischen
imperialistischen Kreise in der Bundesrepublik
Bundesrepublik ist die Konferenz der europäischen

europäischen kommunistischen und Arbeiterparteien
Arbeiterparteien in Karlovy Vary. Auf dieser
dieser Konferenz wurde eine präzise
Einschätzung der internationalen Lage,
der vom amerikanischen Imperialismus
und seinen westdeutschen Verbündeten
Verbündeten ausgehenden Gefahren gegeben
und ein konstruktives realistisches
Aktionsprogramm für die friedliche
Zusammenarbeit aller europäischen
Völker und die Bildung eines Systems
kollektiver Sicherheit in Europa ausgearbeitet.

ausgearbeitet. Die darin vorgeschlagenen
Schritte besitzen besonders große Bedeutung
Bedeutung für unsere Bevölkerung. Denn
die Politik der herrschenden Kreise
erhöht die Spannungen und dieKriegsgefahr.
dieKriegsgefahr. Ihre aggressiven Ansprüche
und Ziele, die bedingungslose Unterstützung
Unterstützung des USA-Imperialismus gefährden
gefährden die Sicherheit unseres Landes
und drohen die Bundesrepublik in

Abenteuer zu verstricken, die nichts
mit deutschen Interessen zu tun haben.

Unser Volk kann nur durch friedliche
friedliche Zusammenarbeit mit den europäischen
europäischen Nachbarn in West und Ost,
im Rahmen eines gesamteuropäischen
Sicherheitssystems und durch Anerkennung
Anerkennung der staatlichen und territorialen
territorialen Gegebenheiten wie der bestehenden
bestehenden Grenzen dauerhaften Frieden
Frieden und Sicherheit für sich selbst
gewinnen. Ein solches europäisches
Sicherheitssystem unter gleichberechtigter
gleichberechtigter Teilnahme beider deutscher
Staaten würde zugleich ein günstiges
Klima schaffen für die Annäherung
und Zusammenarbeit zwischen der
Bundesrepublik und der DDR. Wir
sollten überall dahin wirken, daß in
den Gewerkschaften, in der Arbeiterklasse,
Arbeiterklasse, in den Friedensorganisationen,
unter der Jugend und den Geistesschaffenden
Geistesschaffenden die Idee der europäischen
Sicherheit und die Vorschläge von
Karlovy Vary diskutiert und daß das
Ringen um europäische Sicherheit zu
einem der Hauptziele der Friedensbestrebungen
Friedensbestrebungen in unserem Lande werden.

werden.
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Ergebnisse der Aussprache zwischen der KPD und der KPdSU

14' in hervorragendes Ereignis für unsere
unsere Partei und für die fortschrittlichen

fortschrittlichen Kräfte in der Bundesrepublik
im Kampf um Frieden und europäische
Sicherheit war die Begegnung einer
Delegation unseres Zentralkomitees
mit einer Delegation des Zentralkomitees
Zentralkomitees der KPdSU unter Leitung ihres
Generalsekretärs, Genossen Le on id
Iljitsch Breshnew. Diese Begegnung
Begegnung verlief in einer äußerst kameradschaftlichen
kameradschaftlichen und herzlichen Atmosphäre
Atmosphäre und brachte die volle Einmütigkeit
Einmütigkeit unserer beiden Parteien in allen
uns gemeinsam berührender Fragen
zum Ausdruck. Unsere beiden Parteien
stimmen völlig überein in der Beurteilung
Beurteilung der nach wie vor aggressiven
und entspannungsfeindlichen außenpolitischen
außenpolitischen Ziele der Kiesinger-Regierung.
Kiesinger-Regierung. Von größter Bedeutung für alle
friedliebenden Menschen in der Bundesrepublik
Bundesrepublik ist die im Kommuniqué
der Beratung bekräftigte Feststellung
der KPdSU, daß die Sowjetunion eine
Verbesserung der Beziehungen mit der
Bundesrepublik wünscht. Das aber
verlangt, daß die regierenden Kreise
durch praktische Schritte beweisen,
daß sie bereit sind, die im Ergebnis
des 2. Weltkrieges entstandenen Realitäten
Realitäten und Grenzen anzuerkennen und
den Drang nach Atomwaffen aufzugeben.
aufzugeben. Das Ringen der friedliebenden
Kräfte in der Bundesrepublik um eine
realistische Politik der Verständigung
und Zusammenarbeit mit der Sowjetunion
Sowjetunion findet bei den Völkern der Sowjetunion
Sowjetunion großes Verständnis.
Wir sind den Genossen der KPdSU

zu größtem Dank verpflichtet für die
allseitige und wirksame Unterstützung,
die sie dem Kampf unserer Partei für

Unser Appell für eine

je iesinger und Brandt reden viel von
" ihrem Wunsch nach einer „europäischen
„europäischen Friedensordnung". Aber eine
europäische Friedensordnung ist unvereinbar
unvereinbar mit dem von der Regierung
verkündeten Streben, den territorialen
Status quo in Europa zu ändern. Eine
Regierung, die sich weigert, die bestehenden
bestehenden Realitäten und Grenzen
anzuerkennen, die an der Alleinvertretungsanmaßung
Alleinvertretungsanmaßung festhält und die
Revision der Oder-Neiße-Grenze
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die Wiederherstellung ihrer vollen
legalen Rechte gewährt. Gemeinsam
mit der KPdSU und der großen Mehrheit
Mehrheit der Bruderparteien sind wir der
Meinung, daß nunmehr günstige Voraussetzungen
Voraussetzungen bestehen, um eine Internationale
Internationale Beratung der kommunistischen
kommunistischen und Arbeiterparteien vorzubereiten.
vorzubereiten.

Die Gemeinsamkeit unserer Bestrebungen,
Bestrebungen, die historischen Erfolge der
Sowjetunion im 50. Jahr der Oktoberrevolution
Oktoberrevolution auf allen Gebieten des wirtschaftlichen
wirtschaftlichen Aufbaus, der Wissenschaft
und Technik sind ein starker Kraftquell
Kraftquell für alle unsere Genossen und für
eine wachsende Zahl progressiver
Menschen in unserem Land. Wir sind
überzeugt davon, daß auch die Regierung
Regierung und die herrschenden Kreise die
Bedeutung dieser Beratung unserer
Delegation mit der führenden Partei
der Weltmacht Sowjetunion richtig
einzuschätzen wissen.

Der Stärkung der brüderlichen Beziehungen
Beziehungen und unseres gemeinsamen
Kampfes diente auch die Begegnung
zwischen einer Delegation des Zentralkomitees
Zentralkomitees unserer Partei mit einer Delegation
Delegation des Zentralkomitees der Bulgarischen
Bulgarischen Kommunistischen Partei
unter der Leitung seines 1. Sekretärs
Todor Shiwkow in Sofia. Auch in dieser
dieser Begegnung kam die volle tIbereinstimmung
tIbereinstimmung unserer beiden Parteien zu
allen Fragen der internationalen Lage
und des Kampfes gegen die aggressive
Politik der herrschenden Kreise der
Bundesrepublik, für die Sicherung des
Friedens und die Schaffung eines
Sicherheitssystems in Europa zum
Ausdruck.

echte Friedenspolitik

langt, stellt aggressive, kriegerische
Forderungen, auch wenn sie noch so
viel von Entspannung redet. Wenn
diese Regierung sich obendrein verbissen
verbissen gegen einen Atomwaffensperrvertrag
Atomwaffensperrvertrag wehrt und ihren für die Rüstung
Rüstung zuständigen Minister verkünden
läßt, die Bundeswehr könne auf die
„nukleare Komponente" nicht verzichten,
verzichten, dann muß das nicht nur bei
unseren Nachbarn in Ost und West,
sondern auch bei allen friedwilligen



Menschen in der Bundesrepublik größtes
größtes Mißtrauen hervorrufen. Die Ernennung
Ernennung des Scharfmachers von Guttenberg
Guttenberg zur rechten Hand des Kanzlers
ist ein weiteres untrügliches Zeichen
für die wahren Absichten dieser Regierung.
Regierung. Denn von Guttenberg ist
neben Strauß seit langem der wütendste
wütendste Verfechter sowohl der „europäischen"
„europäischen" Atommacht als auch des antikommunistischen
antikommunistischen Kreuzzuges zur „Befreiung"
„Befreiung" der sozialistischen Lander.
Die Friedenskräfte in unserem Lande

können und dürfen nicht zulassen, daß
<1st Volk durch billige Phrasen über
den wahren friedensgefährdenden
Charakter der Außenpolitik der Regierung
Regierung Kiesinger/Strauß getäuscht wird.
Die verstärkte wirksame Aufklärung
in allen Bevölkerungsschichten ist notwendig,
notwendig, um dem Ringen für eine echte
Friedens- und Entspannungspolitik,
um der Bewegung der Atomwaff engegner

engegner und dem gesamten Friedenskampf
Friedenskampf in der Bundesrepublik eine
noch breitere und tiefere Resonanz zu
geben. Getreu den großen antimilitaristischen
antimilitaristischen Traditionen unserer Partei
und unserer Vorkämpfer Karl Liebknecht,
Liebknecht, Rosa Luxemburg, Ernst Thalmann
Thalmann kämpfen wir Kommunisten in
diesen Bewegungen und Aktionen
überall in den vordersten Reihen.

Der Kern der

Die Regierung und insbesondere ihr
Vlinister HerbertWehner beteuern,

sie wollten ein neues Verhältnis zur

DDR herstellen. Das Kabinett beriet
wochenlang darüber, ob und wie man

auf den Brief des DDR-Ministerpräsidenten
DDR-Ministerpräsidenten Stoph antworten soll. Die Antwort
Antwort der Regierung zeigt, daß sie noch
immer nicht bereit ist, die Voraussetzungen
Voraussetzungen für normale Beziehungen, nämlich
nämlich die Aufgabe des Alleinvertretungsanspruchs,
Alleinvertretungsanspruchs, zu schaffen. Bonn und die
von ihm gesteuerten Meinungsmaschinen
Meinungsmaschinen erklären, die DDR stelle unannehmbare
unannehmbare Vorbedingungen und Maximalforderungen.
Maximalforderungen. Damit aber demaskieren
sie sich selbst und zeigen, daß es ihnen
nicht ernsthaft um normale Beziehungen
Beziehungen und Entspannung geht.
Die Regierung der Deutschen Demokratischen

Demokratischen Republik schlägt nichts vor,
was sie nicht selbst zu tun bereit ist.
Sie beansprucht keinerlei Vorrechte,
keine Sonderstellung. Sie will nur die

Von dieser Tagung des Zentralkomitees
Zentralkomitees wendet sich unsere Partei an alle
Sozialdemokraten und Gewerkschafter,
an die friedliebenden Menschen aller
Richtungen mit dem Appell:

Vereinen wir unsere Bemühungen
für die Durchsetzung einer echten
Friedenspolitik in unserem Lande!
Treten wir gemeinsam ein

— für die Unterzeichnung eines
Atomwaffensperrvertrages;
— für die Aufgabe des Alleinvertretungsanspruchs
Alleinvertretungsanspruchs und die Herstellung
korrekter staatlicher Beziehungen
zur DDR;
— für die Anerkennung der be
stehenden Grenzen in Europa;
— für den Verzicht auf Atomwaffen
in jeder Form und die Bildung einer
atomwaffenfreien Zone in Mitteleuropa,
Mitteleuropa, der auch beide deutschen
Staaten angehören;
— für ein kollektives europäisches
Sicherheitssystem unter gleichberechtigter
gleichberechtigter Teilnahme der beiden
deutschen Staaten;
— für die Einstellung jeder Unterstützung
Unterstützung der USA-Aggression gegen
Vietnam!

deutschen Frage

im Verkehr zivilisierter Staaten
üblichen völkerrechtlichen Grundsätze
in den Beziehungen zwischen Bundesrepublik
Bundesrepublik und DDR verwirklichen. Sie
will die gegenseitige Respektierung
der Gleichberechtigung und Souveränität,
Souveränität, die Anerkennung der bestehenden
bestehenden Grenzen, Atomverzicht, vereinbarte
vereinbarte Abrüstungsschritte. Das ist
friedlich, vernünftig und durchaus
realisierbar. Unannehmbar ist es nur
für den, der den aggressiven Rüstungskurs
Rüstungskurs und den Alleinvertretungsanspruch
Alleinvertretungsanspruch nicht aufgeben, der letzten
Endes auf die Annexion der DDR
nicht verzichten will.
Es ist Bonn, das unannehmbare Vorbedingungen

Vorbedingungen stellt. Denn der Alleinvertretungsanspruch
Alleinvertretungsanspruch ist absolut unannehmbar,
unannehmbar, bedeutet er doch, daß die
Bundesregierung sich nach wie vor
anmaßt, das ganze deutsche Volk in
den Grenzen von 1937 zu repräsentieren;
repräsentieren; daß sie nach wie vor die DDR
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als ein ihr „unrechtmäßig" vorenthaltenes
vorenthaltenes Territorium ansieht, gegen das
man jederzeit und mit allen Mitteln
vorgehen kann. Solange Bonn diese
Haltung nicht aufgibt, kann alles Gerede
Gerede über „menschliche Erleichterungen"
Erleichterungen" nur als heuchlerische Ausflucht
gewertet werden.
Im Kern der Dinge geht es um die

Friedenssicherung für das ganze
deutsche Volk. Diese Friedenssicherung
Friedenssicherung verlangt die restlose Aufgabe des
interventionistischen und kriegerischen
kriegerischen Alleinvertretungsanspruchs, sie

Notstandsgesetze — akuteste

verlangt korrekte und normale Beziehungen
Beziehungen zur DDR und gemeinsame
Abrüstungsvereinbarungen. Alle realistisch
realistisch denkenden, friedliebenden
Barger der Bundesrepublik sollten
sich dafür einsetzen, daß die im Brief
des Ministerpräsidenten Stoph enthaltenen
enthaltenen Vorschläge der DDR positiv beantwortet
beantwortet werden. Das liegt im Interesse
Interesse des ganzen deutschen Volkes. Es
ist der einzige Weg zu einem friedlichen
friedlichen Neben- und Miteinander der
beiden deutschen Staaten, zur Annäherung
Annäherung und Zusammenarbeit auf
allen Gebieten.

Gefahr der innenpolitischen Entwicklung

7 ur Absicherung ihres Revanchekurses
Revanchekurses und der Kriegsvorbereitungen

Kriegsvorbereitungen entwickeln die Herren des Großkapitals
Großkapitals und ihre Kiesinger-Regierung
ein raffiniert aufeinander abgestimmtes
abgestimmtes System ökonomischer, politischer,
ideologischer Maßnahmen. Sie alle
zielen darauf ab, die inneren und
äußeren Schwierigkeiten zu Lasten der
arbeitenden Bevölkerung, durch Abbau
Abbau der Demokratie zu überwinden.
Das Kernstück dieser ihrer Maßnahmen
Maßnahmen ist dieNotstandsgesetzgebung,
deren erste Lesung am 28. Juni im
Bundestag stattfinden soll.
Warum — so stellt sich die Frage —

hat es die Regierung mit den Notstandsgesetzen
Notstandsgesetzen so eilig? Die Kampfaktionen
Kampfaktionen der Arbeiter, der Streik bei
Hanomag, die Demonstration der
Oberhausener Kumpel gegen die
Zechenstillegungen und die breite Beteiligung
Beteiligung der Bevölkerung an diesem
Protest, die Aktivitäten der Atomwaffen-
Atomwaffen- und Notstandsgegner, die
Tarifkündigungen der Gewerkschaften
und çlie für Freiheit demonstrierenden
Jugendlichen und Studenten zeigen
die wachsenden inneren Schwierigkeiten,
Schwierigkeiten, vor die sich das Monopolkapital
Monopolkapital gestellt sieht, und machen zugleich

zugleich deutlich, daß die Widersprüche
zwischen ihm und dem Volk zunehmen.
zunehmen.

Die Notstandsgesetzgebung ist
gegenwärtig die akuteste und größte
Gefahr, die alle friedliebenden und
demokratischen Kräfte unseres Volkes
bedroht. Damit wollen die aggressiven
Kreise der Hochfinanz und ihre
Kiesinger-Regierung das gesamte
8

Leben der Bundesrepublik militarisieren,
militarisieren, die demokratischen Rechte beseitigen,
beseitigen, das Parlament ausschalten,
die Rechte der Lander und Gemeinden
aufheben, die Gewerkschaften fesseln
und den Einsatz von Bundeswehr und
Grenzschutz gegen das Volk legalisieren.
legalisieren. Die Notstandsverfassung soll die
Regierung zu Zwangsmaßnahmen ermächtigen,
ermächtigen, die das Eigentum und die
Freiheit jedes einzelnen Bürgers berühren.
berühren.

Was die Notstandsgesetze bezwecken,
wurde in diesen Tagen schlagartig beleuchtet,
beleuchtet, als der Öffentlichkeit bekannt
wurde, daß der Notstand in Konzernbetrieben
Konzernbetrieben bereits durch die Bildung
bewaffneter Werkschutz- und Werkselbstschutzgruppen
Werkselbstschutzgruppen geprobt wird.
Diese bewaffneten Gruppen, die den
Weisungen der Unternehmer und des
Innenministeriums unterstehen, sind
nichts anderes, als ein Instrument des
in der Bundesrepublik herrschenden
Großkapitals gegen die Arbeiterklasse
und ihre Gewerkschaften. Sie haben
die Aufgabe, Streiks der Arbeiter und
heranreifende soziale und politische
Auseinandersetzungen niederzuhalten.
Sie sollen den Herr-im-Hause-Standpunkt
Herr-im-Hause-Standpunkt der Unternehmer sichern. So
erweisen sich die Notstandsgesetze
schon jetzt als Instrument des Monopolkapitals
Monopolkapitals gegen die Arbeiterklasse.

Die Öffentlichkeit unseres Landes
mußte erleben, wie die Bundesregierung
Bundesregierung den Besuch des persischen
Schahs zum Anlaß nahm, die Notstandsgesetzgebung
Notstandsgesetzgebung in Aktion zu

praktizieren. Unter dem Vorwand von
Sicherheitsvorkehrungen wurde über



ganze Stadtteile der Ausnahmezustand
verhängt, Straßen wurden geräumt,
Autobahnstrecken gesperrt, Fenster
und Türen mußten geschlossen bleiben.
bleiben. Persische Studenten, von denen
bekannt war, daß sie für Freiheit und
Demokratie in ihrem Lande kämpfen,
wurden in Sicherheitsverwahrung genommen
genommen bzw. aus der Stadt ausgewiesen.
ausgewiesen. Wohin das führt, wurde in dem
brutalen Einsatz gegen demonstrierende
demonstrierende Demokraten und in der Ermordung
Ermordung des Studenten Benno Ohnesorg
in Westberlin ersichtlich. So skrupelIps,
skrupelIps, wie die herrschenden Kreise während
während des Schahbesuchs auf Studenten
schießen ließen, werden sie auch auf
streikende, um ihre Rechte kämpfende
Arbeiter schießen lassen. Der Mord an
dem Studenten Ohnesorg hat gezeigt,
was die Notstandsgesetze bringen
würden. Sie wären ein Instrument des

Wurden die Gif

r"-N ie SPD-Minister führen dieMitglieder
Mitglieder und Wähler der SPD bewußt

irre, wenn sie behaupten, in dem nun
vorliegenden Regierungsentwurf seien
den Notstandsgesetzen die Giftzähne
gezogen und die Bedingungen des Kölner
Kölner SPD-Parteitages seien erfüllt. Der
jetzige Entwurf enthält alle die alten
antidemokratischen Bestimmungen,
dieselben diktatorischen Vollmachten
für die Regierung und das Militär. Er
würde das Grundgesetz faktisch außer
Kraft setzen. Beseitigung der demokratischen
demokratischen Bürgerrechte, Militarisierung
des Arbeitslebens, Zwangsverpflichtung
Zwangsverpflichtung der Bürger von 18 bis 45 Jahren,
Einschränkung des Koalitions- und
Streikrechts, Einsatz von Militär gegen
die Bevölkerung, unbegrenzte Vollmachten
Vollmachten fill. die Regierung, den Spannungszustand
Spannungszustand und damitKriegsrecht in
Friedenszeiten zu proklamieren — das
ist auch der Kern des neuen Entwurfs
der sogenannten Notstandsverfassung.
Mit dem sogenannten Stabilitätsgesetz
sind bereits wesentliche Seiten der Notstandsdiktatur
Notstandsdiktatur vorweggenommen.
Mögen die sozialdemokratischen Genossen

Genossen sich daran erinnern, daß im

Diese Gesetze dürfen n

Terrors und der Unterdrückung in den
Händen der militaristischen Reaktion
gegen jede freiheitliche Regung des
Volkes.
Im Kampfe gegen die Notstandsgesetze

Notstandsgesetze geht es um die Verteidigung
der elementaren demokratischen
Grundrechte und Freiheiten, um die
Verhinderung eines autoritären Militärstaates.
Militärstaates. Es geht darum, in der Bundesrepublik
Bundesrepublik eine Entwicklung unmöglich
unmöglich zu machen, die der parlamentarischen
parlamentarischen Demokratie in Griechenland
zum Verhängnis wurde. Dort bestätigte
bestätigte sich abermals eine Erfahrung,
die die demokratischen Kräfte in
Deutschland 1933 teuer bezahlen mußten.
mußten. Stets kommt die Gefahr für die
Demokratie von rechts, und gegen diesen
diesen Feind hilft nur die gemeinsame
Front der Arbeiterklasse und aller
demokratischen Kräfte.

tzähne gezogen?
März 1933 die bürgerlich-demokratischen
bürgerlich-demokratischen Parteien im Reichstag für Hitlers
Ermächtigungsgesetz stimmten und damit
damit politisch und moralisch Selbstmord
begingen. Notstandsgesetze in den
Hinden von Strauß und Kiesinger,
Höcherl, von Hassel und Guttenberg —
das wire such der Selbstmord der
SPD. Mögen aber auch die sozialdemokratischen
sozialdemokratischen Abgeordneten, die in dieser
ernsten Lage eine große Verantwortung
Verantwortung tragen, sich daran erinnern, daß
es, solange Sozialdemokraten in einem
deutschen Parlament sind, immer mutige
mutige Sozialisten gab, die den Diktaturund
Diktaturund Militarisierungsplänen der herrschenden
herrschenden Kreise widerstanden und
gegen Kriegs- und Notstandsvollmachten
Notstandsvollmachten ihre Stimme erhoben haben. Diese
mutigen Sozialisten haben vor der Geschichte
Geschichte in Ehren bestanden.
Sozialdemokraten und Gewerkschafter,

Gewerkschafter, Liberale und Christen, alle, die wie
wir Kommunisten eine Militärdiktatur
nach griechischem Muster verhindern
wollen, sollten sich jetzt im Widerstand
gegen die drohenden Notstandsgesetze
zusammenfinden.

icht durchkommen!

den Gewerkschaften, Jugendorganisationen
Jugendorganisationen und anderen Vereinigungen,
auch der neue Regierungsentwurf eine
Abfuhr erhielt, daß die

s ist sehr bedeutungsvoll, daß in den
letzten Wochen und Monaten in

Stellungnahmen und Besch1iissen örtlicher
örtlicher und betrieblicher Gremien, in
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ten an ihrem prinzipiellen Nein festhalten
festhalten und sie ihre Bemühungen mit
denen des Kuratoriums „Notstand der
Demokratie" vereinigen. Entscheidend
aber ist die breiteste Aktivität in den
Betrieben, in den Städten, Wohnbezirken
Wohnbezirken und auf dem Lande, die gesteigerte
Aufklärung, zu der Gewerkschaften,
das Kuratorium „Notstand der Demokratie"
Demokratie" und die „Kampagne für Abrüstung"
Abrüstung" aufgerufen haben. Was not
tut, sind die vielfältigsten und jeweils
wirksamsten Formen des demokratischen
demokratischen Protestes und der Zusammenarbeit
Zusammenarbeit aller demokratischen Kräfte.

Vor allem gilt es, die größten Anstrengungen
Anstrengungen zu unternehmen, um die
Antinotstandsbeschlüsse der gewerkschaftlichen
gewerkschaftlichen Organisationen und Betriebsbelegschaften,
Betriebsbelegschaften, von Arbeiterjugend-
Arbeiterjugend- und studentischen Organisationen
Organisationen in die Tat umzusetzen. Wir
Kommunisten appellieren an alle Gewerkschafter,
Gewerkschafter, Sozialdemokraten, an die
liberalen und christlichen Kräfte des
Bürgertums: Stellen wir alles Trennende,
Trennende, alle Meinungsverschiedenheiten
zurück. Handeln wir gemeinsam. Folgen
Folgen wir dem Beispiel der demokratischen
demokratischen Kräfte in Frankreich in ihrem
Widerstand gegen die Ermächtigungsgesetze
Ermächtigungsgesetze des gaullistischen Regimes!
Schließen wir uns zum machtvollen
Protest gegen die am 28. Juni geplante
Beratung der Notstandsgesetze im
Bundestag zusammen. Verhindern wir

Der sozialreaktionäre Kur

vf it dem Ringen gegen die
" standsgesetze und die Bonner
Rüstungspolitik sind die Aufgaben unmittelbar
unmittelbar verbunden, denen sich die
Arbeiterklasse und die anderen werktätigen
werktätigen Schichten auf sozialem Gebiet
gegenübergestellt sehen. Rüstungspolitik
Rüstungspolitik und Notstandsgesetze sind
Mittel der Monopolbourgeoisie zur
Aufrechterhaltung ihrer Klassenherrschaft
Klassenherrschaft und zur Verwirklichung ihrer
aggressiven Ziele und zugleich die
entscheidende Ursache für die wirtschaftlichen
wirtschaftlichen Schwierigkeiten und den
Abbau des sozialen Lebensstandards.
Der sozialreaktionäre Kurs der Regierung
Regierung ist unmittelbarer Ausdruck und
Folge der wahnwitzigen Rüstung. Der
Sprecher der IG Metall auf der
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in vereinter Aktion aller Demokraten
die drohende Notstandsdiktatur!
Wir möchten auch hier namens des

Zentralkomitees erklären: Wir Kommunisten
Kommunisten stehen in der vordersten
Front und an der Seite all derer, die
Demokratie und Freiheit verteidigen.
Wir haben unsere Solidarität mit der
demonstrierenden Studentenschaft und
unseren leidenschaftlichen Protest
gegen die an Benno Ohnesorg begangene
begangene Bluttat bekundet.
Wir meinen, daß aus der Solidarität

der Gewerkschaften mit den Studenten,
Studenten, aus dem engen Bündnis von Arbeiterschaft
Arbeiterschaft und Intelligenz, aus dem
Bündnis aller demokratischen Kräfte,
dessen Grundlagen in jüngster Zeit
breiter geworden sind, die Kraft hervorgeht,
hervorgeht, die fähig ist, die Notstandsgesetze
Notstandsgesetze zu verhindern. Jetzt ist die
Zeit, all unsere Kraft darauf zu konzentrieren,
konzentrieren, diese einheitliche demokratische
demokratische Bewegung zu schaffen.
Im gemeinsamen Handeln aller demokratischen

demokratischen Kräfte wird es nicht nur
möglich sein, die Notstandsgesetze zu

verhindern, sondern auch die verfassungsmäßigen
verfassungsmäßigen Rechte und Freiheiten
zu verteidir'n und zu erweitern, das
Mitbestimmu.rigsrecht der Arbeiter und
Gewerkschaften zu erringen, die Macht
der Monopole zurückzudrängen und
Schritt für Schritt den Einfluß der
demokratischen Kräfte auf das politische,
politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche
gesellschaftliche Leben zu verstärken.

s der Kiesinger-Regierung

zirkskonferenz in Stuttgart hatte absolut
absolut recht, als er erklärte: „Man muß
wählen zwischen Militärstaat und
Wohlfahrtsstaat. Beides zugleich geht
nicht."
Während Riistungs- und Notstandspolitik

Notstandspolitik die Riesenprofite der Konzerne
sichern sollen, bedeuten sie für die
werktätigen Massen neue Belastungen.
Die letzten Monate haben unsere Feststellung
Feststellung bestätigt, daß es gegenwärtig
darauf ankommt, das zu verteidigen,
was sich das arbeitende Volk in den
Jahren der Konjunktur mit Hilfe der
Gewerkschaften erkämpft hat. Die Erfahrungen
Erfahrungen zeigen, daß nichts gefährlicivr
gefährlicivr ist für die Arbeiter, als das
Stillhalten, das Hinnehmen des vom
Konzernkapital und der ihm



baren Regierung gegenwärtig geführten
geführten Generalangriffs auf den Lebensstandard
Lebensstandard der arbeitenden Massen.

Der vorbildliche Kampf der Hanomag-Belegschaft
Hanomag-Belegschaft und der Bergarbeiter
von Oberhausen sind Beispiel dafür,
wie die Arbeiterschaft, die Bauernschaft
Bauernschaft und alle übrigen werktätigen
Schichten für die Durchsetzung ihrer
Forderungen kämpfen sollten. Dieser
Kampf beweist: nur im aktiven Ringen
um die Sicherung des Arbeitsplatzes,
im entschiedenen Widerstand gegen
jeden Abbau betrieblich vereinbarter

Unsere Sofortmaßnahmen

Löhne und Sozialleistungen, gegen
Anderungskiindigungen und Rückstufung
Rückstufung in niedrigere Lohngruppen
können die Arbeiter und Angestellten
ihren Lebensstandard erfolgreich verteidigen.
verteidigen. Nur durch die gemeinsame
Aktion und genossenschaftliches Zusammenwirken
Zusammenwirken kann aber auch die
Bauernschaft ihre Existenz sichern.
Einheitliches Handeln, Kampfbereitschaft,
Kampfbereitschaft, Solidarität — das ist die einzige
Sprache, die die Konzernherren verstehen.
verstehen. Das ist auch der einzige Weg,
um dem sozialreaktionären Kurs der
Regierung Kiesinger zu begegnen.

für wirtschaftliche und soziale Sicherheit

lle Werktätigen sollten sich ge1
ge1 meinsam dem Rüstungskurs und
seinen sozialreaktionären Folgen
widersetzen. Unsere Partei hat eine
Reihe von Sofortmaßnahmen vorgeschlagen,

vorgeschlagen, die dazu beitragen können,
die schlimmsten wirtschaftlichen
Schwierigkeiten zu überwinden und
dem Sozialabbau entgegenzuwirken.
Wir glauben, daß diese Forderungen
den Interessen des ganzen arbeitenden
Volkes entsprechen und daß sie zur
Grundlage gemeinsamen Handelns
werden können:
— Herabsetzung der Rüstungsausgaben
Rüstungsausgaben um mindestens 5 bis
7 Milliarden, Verkürzung der Wehrdienstzeit
Wehrdienstzeit von 18 auf 12 Monate;
— Einstellung der Milliardenzahlungen
Milliardenzahlungen für Waffenkäufe und den

Was ist faul in der

Uk7 ir dürfen uns aber nicht darauf
V! beschränken, den Werktätigen
diese unmittelbaren Forderungen zu
erläutern und sie für den Kampf um
diese Forderungen zu gewinnen. Unsere
Unsere Partei trägt als sozialistische
Kraft der Arbeiterklasse darüber hinaus
hinaus gerade heute die große Verantwortung,
Verantwortung, dem Volk die tieferen Ursachen
Ursachen und Zusammenhänge zu erklären

erklären und ihm einen grundlegenden
Ausweg zu zeigen. Heute ist für jeden
erkennbar, daß das vom Monopolkapital
Monopolkapital beherrschte Wirtschaftssystem in
der Bundesrepublik nicht in der Lage
war, einen krisenhaften Wirtschaftsrückgang
Wirtschaftsrückgang zu vermeiden, Vollbeschäftigung
Vollbeschäftigung und ständiges Wirtschaftswachstum
Wirtschaftswachstum zu sichern. Die

genannten Devisenausgleich an die
USA;
— aktive Lohnpolitik, tarifliche
Sicherung der übertariflichen Leistungen;
Leistungen;
— Senkung der Lohnsteuer um
10 Prozent, Erhöhung der Steuern
auf Höchstprofite und Millionenvermögen;
Millionenvermögen;
— keinerlei Preis- und Mieterhöhungen,
Mieterhöhungen, Aufhebung der monopolistischen
monopolistischen Preisbindung;
— Soforthilfe an die Städte und Gemeinden
Gemeinden zur Erfüllung der dringendsten
dringendsten Aufgaben auf Kosten des
Rüstungshaushalts;
— Fortführung des sozialen Wohnungsbaus,
Wohnungsbaus, Schaffung eines sozialen
Miet- und Kündigungsrechts.

Wirtschaftsordnung?

lierungsmaßnahmen staatsmonopolistischer
staatsmonopolistischer Art haben nicht verhindern
können, daß der wirtschaftliche
Schrumpfungsprozeß sich in den
ersten Monaten dieses Jahres sogar
noch verstärkt hat. Offensichtlich ist
etwas faul mit einer Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung, die selbst in
einem so reichen Lande wie die Bundesrepublik
Bundesrepublik ihren Bürgern nicht das
elementare Recht auf Arbeit sichern
kann.
Die Unfähigkeit der herrschenden

großkapitalistischen Kreise und ihrer
Regierung, die dringendsten wirtschaftlichen
wirtschaftlichen Probleme unseres Landes
zu lösen, zeigt sich besonders drastisch
im Ruhrgebiet. Seit Jahren ist das
Problem bekannt, seit Jahren ist der
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Bergbau bedroht, seit langem fordern
die Bergarbeiter die Sicherheit ihrer
Existenz, verlangen die Gewerkschaften
Gewerkschaften eine vorausschauende Energiepolitik.
Energiepolitik. Aber alle Regierungen ließen
die Krise schwelen, machten immer
neue Versprechungen und führten
schließlich eine Lage herbei, die einem
Notstand gleichkommt.
Wir sollten die Entwicklung im

Ruhrgebiet zum Anlaß nehmen, um
den arbeitenden Menschen und vor
allem der jungen Generation zu zeigen,
zeigen, daß die monopolkapitalistische
Ordnung die wirtschaftlichen und sozialen
sozialen Probleme unseres Landes nicht
lösen kann, daß dazu grundlegende
demokratische Umgestaltungen notwendig
notwendig sind und vor allem die Einschränkung
Einschränkung der Macht des Großkapitals.
Großkapitals. Anknüpfend an die eigenen Erfahrungen
Erfahrungen der Werktätigen, sollten
wir überall unsere Vorschläge für das

Zur Lage

Vs sollte alle Werktätigen, jeden
Sozialdemokraten und Gewerkschafter

Gewerkschafter alarmieren, wenn der Großbankier
Großbankier Abs, einer der reichsten und
mächtigsten Männer der Bundesrepublik,
Bundesrepublik, erklärt: „Eine bessere Regierung,
als wir sie haben, kann ich mir zur
Zeit nicht vorstellen." Was gut ist für
Abs und Flick, Krupp und Thyssen,
war aber noch nié gut für die Arbeiterschaft,
Arbeiterschaft, für das Volk, war immer
gefährlich für den Frieden und die
Demokratie.
Obwohl es in der SPD noch weit

verbreitete Illusionen über die Regierungspolitik
Regierungspolitik und das Wirken ihrer
Minister in dieser Regierung gibt, hat
in den letzten Wochen eine deutliche
Ernüchterung eingesetzt. Das wurde
besonders sichtbar nach den Landtagswahlen
Landtagswahlen in Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz
Rheinland-Pfalz und Niedersachsen, aber
auch im Hinblick auf die Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik Schillers und die Zustimmung
der sozialdemokratischen Minister
zum Entwurf der Notstandsgesetze.
Die Mißerfolge bei den Landtagswahlen

Landtagswahlen haben bei vielen Sozialdemokraten
Sozialdemokraten ernste Besorgnis hervorgerufen,
hervorgerufen, und immer häufiger wird in
der SPD die Frage gestellt: Zahlt sich
die Große Koalition für die SPD aus?
Die Tätigkeit der SPD-Minister in der
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volle Mitbestimmungsrecht des arbeitenden
arbeitenden Volkes auf allen Ebenen des
Wirtschaftslebens, für eine auf die
Mitbestimmung gegründete demokratische
demokratische Planung, für die Überführung
der großen Konzerne in den entscheidenden
entscheidenden Industriezweigen und der
Grabanken in öffentliches Eigentum
erläutern.

Die jüngste Entwicklung beweist,
daß die Werktätigen die Sicherheit des
Arbeitsplatzes, die Abwehr des Sozialabbaus
Sozialabbaus und der schädlichen Folgen der
kapitalistischen Rationalisierung, die
Meisterung der wissenschaftlich-technischen
wissenschaftlich-technischen Umwälzung zum Nutzen des
Volkes nur im entschiedenen Kampf
gegen die wirtschaftliche und politische
politische Macht des Großkapitals, im
Ringen um die Stärkung des Einflusses
Einflusses der Arbeiterklasse und der Gewerkschaften
Gewerkschaften im gesamten gesellschaftlichen
gesellschaftlichen Leben erreichen können.

In der SPD

Kiesinger-Regierung, das beweisen die
Wahlen eindeutig, bewirkt einen Vertrauensschwund
Vertrauensschwund unter den Wählern
der SPD. Sie hilft der CDU aus der
Krise und begünstigt außerdem den
Stimmenzuwachs der neofaschistischen
NPD, indem sie ihr unzufriedene
Wähler in die Arme treibt. Es erweist
sich also, daß die Mitverantwortung
sozialdemokratischer Minister für die
CDU/CSU-Politik die SPD dazu verurteilt,
verurteilt, Blutspender der Reaktion zu
sein. Schon höhnt die großbürgerliche
Presse, die Führer der CDU/CSU
müßten an sich halten, um ihrer
Schadenfreude über die Wahlniederlagen
Wahlniederlagen der SPD nicht allzu offen Ausdruck
Ausdruck zu geben.
In der SPD wächst die Unruhe und

Unzufriedenheit über den Kurs der
Parteispitze und der sozialdemokratischen
sozialdemokratischen Minister. Es wird sichtbar, daß
die Befürchtung vieler Sozialdemokraten
Sozialdemokraten in den Städten, Gemeinden und
Ländern zunimmt, die SPD könne bei
Fortsetzung der gegenwärtigen Politik
auf der Strecke bleiben. Das kommt
auf zahlreichen Bezirks- und Unterbezirkskonferenzen
Unterbezirkskonferenzen der SPD in der
letzten Zeit zum Ausdruck. Immer
häufiger nehmen Sozialdemokraten
auf diesen Tagungen, nehmen Jungsozialisten
Jungsozialisten und Falken gegen den



Wehner-Kurs Stellung. Sie sind un- dige sozialdemokratische Politik mit
zufrieden mit der Wirtschafts- und echten Alternativen zu entwickeln.
Sozialpolitik, die alle Lasten auf die
Volksmassen abwälzt. Viele fordern Alle Sozialdemokraten, die sich den

gewerkschaftlichen Beschlüssen

Sie verlangen die Kürzung der
die Ablehnung der Notstandsgesetze. gpflichtet

fühlen und die den WehnerKurs
WehnerKurs ablehnen, tragen jetzt eine großeRüstungsausgaben, die Sicherung der

Löhne und des Lebensstandards, die Verantwortung für die Arbeiterbeweaung
Arbeiterbeweaung für die Zukunft ihrer Partei.Unterstützung der gewerkschaftlichen

Forderung nach Mitbestimmung und Alle Sozialdemokraten, die gegen die
finanzielle Hilfe für die Gemeinden. Notstandsgesetze und den Sozialabbau
Die Forderung sozialdemokratischer eintreten, sollten sich an ihre

Organisationen nach Einberufung tagsabgeordneten und an die sozialeines
sozialeines außerordentlichen Parteitages demokratischen Minister wenden und
zeugt davon, daß auch die organisier- gemeinsam mit allen Notstandsgegten
Notstandsgegten Bestrebungen wachsen, eine Be- nern darauf hinwirken, daß die sozialstandsaufnahme
sozialstandsaufnahme der Ergebnisse der demokratischen
Gemeinsamkeitspolitik mit der CDU/ neten ihre Sperrminorität gegen die
CSU vorzunehmen und eine selbstän- Notstandsgesetze zur Geltung bringen.

Die Verantwortung der Kommunisten

iese Veränderungen in der Stirn- den jeden Anknüpfungspunkt suchen
mung und in der Haltung vieler und nutzen, um die

Sozialdemokraten erhöhen die Verant- sehen Genossen zum gemeinsamen
wortung jeder Parteiorganisation, je- Vorgehen für die friedlichen, demodes
demodes Kommunisten für das Gespräch kratischen und sozialen Interessen des
mit den sozialdemokratischen Genos- Volkes zu gewinnen. Je geduldiger
sen, für unsere Bemühungen um das und überzeugender wir das Gespräch
gemeinsame Handeln mit ihnen. Wir und die Zusammenarbeit mit ihnen
sollten stets davon ausgehen, daß die anstreben, urnso mehr werden wir
große Mehrheit der Sozialdemokraten ihnen auch helfen, in ihrer eigenen
nach wie vor für eine Friedens- und Partei für die Veränderung des Kurses
Verständigungspolitik und gegen die und für eine Alternativpolitik
Atomrüstung, für den Schutz des sam zu werden. Unsere Partei ist der
Grundgesetzes und gegen eine Not- Auffassung: im Interesse des Friedens
standsdiktatur, für sozialen und kul- und der Demokratie ist es notwendig,
turellen Fortschritt und gegen Sozial- die Gemeinsamkeitspolitik der SPDabbau
SPDabbau eintreten. Wir sollten mit den Führung mit der CDU/CSU aufzugeben
Sozialdemokraten in den Gewerk- und die reaktionären Kräfte der CDU/
schaften, in den Städten und Gemein- CSU aus der Regierung zu verdrängen.

Wir fordern die Aufhebung des widerrechtlichen Verbots unserer Partei:

je großen Aufgaben, vor denen die unter sozialdemokratischen Genossen
demokratischen Kräfte im Ringen aktiveUnterstiltzung in diesernKampfe

um die Verhinderung der Notstands- zu finden. Diese Unterstützung wird
gesetze, für die Verteidigung des umso starker sein, je mehr
Grundgesetzes, im Kampfe gegen den nisten durch ihr Auftreten das
Sozialabbau und für eine echte Frie- Vertrauen der arbeitenden Menschen
denspolitik stehen, erfordern mehr gewinnen, je überzeugender wir undenn

undenn je eine starke legale Kommu- sere Politik und unsere Ziele erläutern.
nistische Partei Deutschlands. Die For- Es zeugt vom zunehmenden VerderungVerderung nach Aufhebung des wider- trauen der Arbeiter zu unserer Partei,rechtlichen Verbots unsererPartei wird

wenn auf der Jahreshauptversammlung
immer nachdrücklicher in der Offent- der IG Druck und Papier in München
lichkeit erhoben. Jetzt kommt es dar- mit nur zwei Stimmenthaltungen ein
auf an, besonders in der Arbeiter- Brief an Justizminister Heinemann
schaft, in den Gewerkschaften und angenommen wurde, in dem die
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hebung des KPD-Verbots mit der Begründung
Begründung gefordert wird, sie habe stets
die Interessen der Werktätigen unterstützt.
unterstützt.
Die Regierung und ihre Organe sind

durch die breite Kampagne im In- und
Ausland gezwungen, zu manövrieren.
Sie sind in die Defensive gedrängt,
weil die demokratische Öffentlichkeit
in ganz Europa alarmiert und darüber
empört ist, daß der Neonazismus in
voller Freiheit wirken kann, während
de Partei, die im deutschen antifaschistischen
antifaschistischen Widerstandskampf bei
weitem die größten Opfer brachte,
verboten ist.
Das erklärt auch die demagogischen

Versuche einiger Regierungssprecher,
die Sache so hinzustellen, als ob die
Kommunisten jederzeit eine neue Partei
Partei gründen könnten. Offensichtlich ist
damit eine Partei gemeint, die dem
Marxismus-Leninismus abschwört.
Aber das wäre, ganz gleich, wie sie
sich nennen würde, keine kommunistische
kommunistische Partei. Es wäre ein Gebilde von
Gnaden und zu Nutzen der Bundesregierung,
Bundesregierung, weil sie zwangsläufig in eine
Frontstellung gegen die DDR, gegen
die Sowjetunion und andere sozialistische
sozialistische Staaten gedrängt würde. Ich habe
bereits in meinem Brief an Bundeskanzler
Bundeskanzler Kiesinger dargelegt, daß es
nicht um irgendeine Neugründung,
sondern um die Aufhebung des widerrechtlichen
widerrechtlichen Verbots, um die Amnestie
aller verfolgten Kommunisten und
Demokraten geht, weil nur so die Gesinnungsjustiz
Gesinnungsjustiz und Polizeiwillkür beendet
beendet und eine wirklich freie politische
Betätigung der KPD, der marxistischleninistischen
marxistischleninistischen Partei der Arbeiterklasse
in der Bundesrepublik erreicht werden
kann.
Der Kampf für die Legalität muß

zur Sache unserer gesamten Partei
werden. Alle Leitungen und Grundorganisationen
Grundorganisationen sollten sich konkrete
Aufgaben stellen, wie sie entsprechend
ihren betrieblichen und örtlichen Bedingungen
Bedingungen am besten für die Aufhebung
Aufhebung des KPD-Verbots wirksam
werden können.
Gleichzeitig sollten wir im Zusammenhang

Zusammenhang mit dem 50. Jahrestag der
Oktoberrevolution unsere Anstrengungen
Anstrengungen ;erhöhen, um unsere Partei politisch
politisch und organisatorisch zu stärken.
Das in der Öffentlichkeit geweckte
14

Interesse für unsere Partei, das durch
unser politisches Wirken geschaffene
Vertrauen müssen wir sOets nutzen,
um neue, vor allem junge Kräfte für
die Partei zu gewinnen.
Inzwischen sind einige undurchsichtige,

undurchsichtige, abenteuerliche Elemente bemüht,
die westdeutsche Arbeiterbewegung
weiter zu spalten und unter plumpem
Geschrei gegen die Sowjetunion, gegen
die DDR und unsere Partei, bei wohlwollender
wohlwollender Duldung des Verfassungsschutzes,
Verfassungsschutzes, eine sogenannte Freie Sozialistische
Sozialistische Partei maoistischer Prägung
zu bilden. Zwar ist, dank dem Auftreten
Auftreten klassenbewußter Sozialisten,
die anberaumte Gründungsversammlung
Gründungsversammlung gescheitert, aber die Organisatoren
Organisatoren werden ganz sicher ihre Spaltungstätigkeit
Spaltungstätigkeit fortsetzen.

Gegenwärtig sind Bestrebungen der
linkssozialdemokratischen Kreise um
die ASO und den Sozialistischen Bund
im Gange, die Vereinigung der in der
Bundesrepublik wirkenden Gruppierungen
Gruppierungen links von der SPD weiterzuführen
weiterzuführen mit dem Ziel, der Bildung
einer linkssozialdemokratischen oder
sozialistischen Partei. Das sind in der
Mehrheit positive und ehrliche sozialistische
sozialistische Kräfte, obwohl es von manchen
manchen uns gegenüber Vorbehalte und
Vorurteile gibt. Zugleich müssen wir
beachten, daß in diesen Gruppen auch
einige eingefleischte Antikommunisten
wirken, die gegen die Arbeitereinheit
gerichtete Zwecke verfolgen.
Wir sind für die kameradschaftliche

Zusammenarbeit mit allen ehrlichen
linkssozialdemokratischen und sozialistischen
sozialistischen Kräften, auf der Basis der
gemeinsamen Klasseninteressen, des
Strebens nach demokratischen und
antimonopolistischen Umgestaltungen
und der gemeinsamen sozialistischen
Ideale. Wir sind der Meinung, daß im
Prozeß des Zusammenwirkens noch
bestehende antikommunistische Vorbehalte
Vorbehalte überwunden werden können,
und daß wir so auch ideologisch zu
einer immer stärkeren Annäherung
kommen werden. Aber wir sagen
offen, daß wir nicht glauben, daß zum

gegenwärtigen Zeitpunkt die Bildung
einer besonderen linkssozialdemokratischen
linkssozialdemokratischen oder sozialistischen Partei in
der Bundesrepublik der Arbeiterbewegung
Arbeiterbewegung nützen würde.



In jüngster Zeit können wir wichtige
wichtige Entwicklungen unter den besten
gewerkschaftlichen Kräften in der
SPD bemerken, die in verschiedenen
Gebieten bemüht sind, einen Arbeiterflügel
Arbeiterflügel und Arbeitsgemeinschaften in
der SPD zu bilden, die für eine Alternativpolitik
Alternativpolitik in der SPD wirken wollen.

Nicht aus engen, parteiegoistischen
Gründen, sondern weil die gesamte
Geschichte der Arbeiterbewegung die
Notwendigkeit einer geschlossenen,
ideologisch klaren marxistisch-leninistischen
marxistisch-leninistischen Partei für die Arbeiterklasse
erhärtet, sollten wir jetzt alles daran

Entwurf eines Parteiprogr

D as Zentralkomitee hatte aus seiner
Mitte eine Kommission zur Ausarbeitung

Ausarbeitung eines Dokuments gewählt.
Diese Kommission und die von ihr
beauftragte Arbeitsgruppe sind tätig
,gewesen und hatten einen Entwurf
fertiggestellt. Wir sind aber im Verlauf
Verlauf der Arbeiten zu der Auffassung
gelangt, daß es in der jetzigen Situation
Situation für unsere Partei notwendig und
günstig wäre, einen Programmentwurf
auszuarbeiten, den wir der gesamten
Partei zur Diskussion vorlegen und
den wir mit vielen Sozialdemokraten
und fortschrittlichen Menschen beraten.
beraten. Wir glauben, daß die politische
und wirtschaftliche Entwicklung der
jüngsten Zeit, die Bildung der Kiesinger-Regierung
Kiesinger-Regierung unter Einschluf3 der
sozialdemokratischen Minister einen
Einschnitt in der Nachkriegsentwicklung
Nachkriegsentwicklung der Bundesrepublik darstellen.
Die herrschenden monopolistischen
Kreise haben ihr Programm der „Formierung"
„Formierung" der Gesellschaft, also der
verschärften innenpolitischen und
sozialen Reaktion, der Beseitigung
des Grundgesetzes, der gesteigerten
Kriegsvorbereitung entworfen und
konzentrieren alle Kräfte darauf, dieses
dieses Programm zu realisieren. Die Notwendigkeit,
Notwendigkeit, diesem Kurs eine geschlossene
geschlossene Abwehrfront der Arbeiterschaft
Arbeiterschaft und aller demokratischen
Kräfte entgegenzustellen, macht es erforderlich,
erforderlich, dem werktätigen Volk ein
Gegenprogramm zu geben, das nicht
nur auf den Tag und die unmittelbaren
unmittelbaren nächsten Aufgaben berechnet
ist, sondern den Weg der Bundesrepublik
Bundesrepublik sowohl für die demokratische,

setzen, um unsere Partei ideologisch
und organisatorisch zu stärken.
Es gibt keine Kraft, die unsere Partei

Partei ersetzen kann. Nur die KPD hat in
der Bundesrepublik eine klare, wissenschaftlich
wissenschaftlich begründete Zielsetzung
sowohl für demokratische Umgestaltungen
Umgestaltungen der Bundesrepublik wie für
den Sozialismus. Nur unsere Partei
besitzt die im Klassenkampf der
Arbeiter unentbehrliche bewußte Disziplin
Disziplin und Aktionsfähigkeit sowie die
notwendigen Erfahrungen, um sowohl
gegen revisionistische wie gegen sektiererische
sektiererische Bestrebungen erfolgreich
anzukämpfen.

amms wird ausgearbeitet
antimonopolistische Umgestaltung des
Landes als auch im Kampfe um die
sozialistische Zukunft entwirft. Das
scheint uns auch notwendig vom Gesichtspunkt
Gesichtspunkt der Lage und der Entwicklung
Entwicklung der Kräfte innerhalb der Arbeiterbewegung
Arbeiterbewegung selbst. Sowohl die zu einer
Alternative drängenden und nach
einer echten Arbeiterpolitik strebenden
strebenden Kräfte innerhalb der SPD als
auch die linken sozialdemokratischen
und sozialistischen Kräfte außerhalb
der SPD, vor allem die werktätige
Jugend, sollten von uns eine Antwort
erhalten, wie der Weg zu einer friedlichen
friedlichen und demokratischen Bundesrepublik,
Bundesrepublik, zu tiefgehenden demokratischen
demokratischen Umgestaltungen und zum Sozialismus
Sozialismus gebahnt werden kann. Unsere
Partei muß sich als die Kraft ausweisen,
ausweisen, die eine tiefe wissenschaftliche
Analyse der gegenwärtigen Lage und
der Entwicklungstendenzen in der
Bundesrepublik gibt und die auch den
realen Ausweg zeigt. Zugleich können
wir in einem Programm unsere Vorstellungen
Vorstellungen in der nationalen Frage,
über den Weg zur künftigen Vereinigung
Vereinigung der beiden deutschen Staaten
gründlicher und überzeugender darstellen,
darstellen, und so noch starker als nationale
nationale Kraft in Erscheinung treten.

Dies sind einige der Gründe, die uns
dazu bewogen haben, dem Zentralkomitee
Zentralkomitee vorzuschlagen, den Auftrag
an die Kommission dahingehend zu
ändern, daß sie beauftragt wird, dem
Zentralkomitee auf seiner nächsten
Tagung den Entwurf eines Parteiprogramms
Parteiprogramms der KPD vorzulegen.
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Aus dem Bericht des Politbüros
an die 10. Tagung des Zentralkomitees

Erstattet vom Genossen Josef Ledwohn, Mitglied des Politbüros des ZK

Qeit der 9. ZK-Tagung haben wichtige
Ereignisse in der Bundesrepublik die

Tätigkeit der Partei und aller demokratischen
demokratischen Kräfte bestimmt. Der sozialreaktionäre
sozialreaktionäre Kurs, die aggressiven
Machtansprüche, die gegen den Frieden
Frieden gerichtete Politik der Bundesregierung
Bundesregierung und der westdeutschen Monopole
kennzeichnen den verschärften Rechtskurs,
Rechtskurs, schufen eine neue Lage, stellten
und stellen die Arbeiterklasse und die
demokratischen Kräfte vor neue große
Aufgaben. In dieser Zeit fanden zwei
auch für uns sehr wichtige politische
Ereignisse statt, wie der VII. Parteitag
Parteitag der SED und die Konferenz der
kommunistischen und Arbeiterparteien
Europas in Karlovy Vary.
Die beiden bedeutsamen Tagungen

zeigen die Kraft und Geschlossenheit
der kommunistischen und Arbeiterparteien
Arbeiterparteien Europas und ihren festen Willen,
zur Sicherung des Friedens zu einer
einheitlichen Offensive überzugehen.
Die Konferenz von Karlovy Vary, an
der eine Delegation unseres Zentralkomitees
Zentralkomitees unter Führung des Ersten
Sekretärs, Max Reimann, teilnahm,
war ein hervorragender und zeitgemäßer
zeitgemäßer Beitrag zur Festigung der Einheit
Einheit der internationalen Arbeiterbewegung.
Arbeiterbewegung.
Die Konferenz von Karlovy Vary ist

von grundsätzlicher Bedeutung. Sind
doch zum ersten Mal in der Geschichte
die kommunistischen Parteien der
kapitalistischen und der sozialistischen
sozialistischen Lander Europas zu einer Tagung
Tagung zusammengekommen und haben
in einer Erklärung dargelegt, wie
durch Aktionen unser Erdteil zu

einem friedlichen Kontinent entwickelt

Die grope nationale Bedeutung

ner VII. Parteitag der SED ist von
großer nationaler Bedeutung. Die

Verwirklichung der auf dem Parteitag
gefaßten Beschlüsse wird die DDR
weiter stärken und festigen. Sie wird
immer anschaulicher für die breiten
Massen der Werktätigen in der Bundesrepublik
Bundesrepublik die Überlegenheit des Sozialismus
Sozialismus über den staatsmonopolistischen
staatsmonopolistischen Kapitalismus zeigen und so
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werden kann. Damit haben die kommunistischen
kommunistischen und Arbeiterparteien
Europas dem aggressiven Block Bonn/
Washington, den Kriegstreibern in den
USA und in der Bundesrepublik eine
positive reale Alternative für Frieden
und Sicherheit in Europa entgegengestellt.
entgegengestellt.
Im echten Geist des proletarischen

Internationalismus beschloß die Konferenz
Konferenz eine Erklärung gegen die amerikanische
amerikanische Aggression in Vietnam und
gegen die Militärdiktatur in Griechenland.
Griechenland.
Auf der Konferenz waren aus 24 Ländern

Ländern Europas kommunistische und Arbeiterparteien
Arbeiterparteien vertreten, die alle von
dem entschlossenen Willen beseelt
waren, ein System kollektiver Sicherheit
Sicherheit in Europa zu schaffen.
Auf dem VII. Parteitag der SED war

unsere Partei ebenfalls durch eine offizielle
fizielle Delegation vertreten.
Der VII. Parteitag strahlte eine große

Kraft aus, zeigte das Selbstbewußtsein
der siegreichen Arbeiterklasse und die
klaren Positionen der SED als einer
marxistisch-leninistischen Partei, die
das ganze Volk im Rahmen der Nationalen
Nationalen Front zur Vollendung des Sozialismus
Sozialismus in der DDR führt.
Der Parteitag legte die Perspektive

der DDR bis 1980 dar, die ein bedeutendes
bedeutendes Wachstuxn der Industrie und
Landwirtschaft auf der Basis der
neuesten Erkenntnisse der Wissenschaft,
Wissenschaft, der modernsten Technik und
einer weiteren Entfaltung der sozialistischen
sozialistischen Demokratie, des sozialistischen
sozialistischen Bildungssystems und der sozialistischen
sozialistischen Kultur vorsieht.

des VII. Parteitages der SED

immer sichtbarer zum geschichtlichen
Beispiel für die Zukunft ganz Deutschlands
Deutschlands werden.
Die beschlossene Perspektive der

Entwicklung der sozialistischen Wirtschaft
Wirtschaft zeigt deutlich, wie die DDR im
ökonomischen Wettstreit mit dem
staatsmonopolistischen Kapitalismus in
Westdeutschland rasch vorwärts
kommt. Stagnation,



gang, Krisen und Planlosigkeit kennzeichnen
kennzeichnen die Situation des kapitalistischen
kapitalistischen Wirtschaftssystems. Die Steigerung
Steigerung der Industrieproduktion in der
DDR bis 1970 um 37-40 Prozent, also
um etwa 7,5 Prozent im Jahresdurchschnitt;
Jahresdurchschnitt; die Erhöhung der landwirtschaftlichen
landwirtschaftlichen Erzeugung um N-25 Prozent;
Prozent; der Anstieg der Investitionen um
48-52 Prozent; das Anwachsen des
Nationaleinkommens um 28-32 Prozent
Prozent gegenüber 1965; die Erhöhung des
Angebots an Industriewaren um 28—
30 Prozent; das Anwachsen des Realeinkommens
Realeinkommens je Kopf der Bvölkerung
um 19-21 Prozent in der gleichen Zeit
— das sind konkrete Schritte, wie der
wirtschaftliche Wettbewerb des Sozialismus
Sozialismus mit dem Kapitalismus ausgefochten
ausgefochten wird, von dem die ganze
deutsche Arbeiterklasse profitiert. Die
Arbeiter in der Bundesrepublik können
können sich immer mehr davon überzeugen,
überzeugen, daß die Arbeiterklasse in der DDR
die wissenschaftlich-technische Revolution
Revolution meistert, die Produktions- und

Antworten auf Fragen zu

Genossen haben gefragt, warum wir
die Forderung hach der Konföderation

Konföderation nicht mehr erheben.

Die herrschenden Kreise der Bundesrepublik
Bundesrepublik haben alle Vorschläge der
DDR für eine Konföderation zurückgewiesen.
zurückgewiesen. Sie sind nach wie vor nicht
bereit, normale Beziehungen herzustellen.
herzustellen. d. h. die Prinzipien der friedlichen
Koexistenz in den Beziehungen der
beiden deutschen Staaten zu akzeptieren.
akzeptieren. Folglich bestehen gegenwärtig und
in nächster Zeit keinerlei Voraussetzungen
Voraussetzungen für eine Konföderation. Unter
den jetzigen Bedingungen würde diese
Forderung der Kampf der DDR um
Anerkennung und unsere Bestrebungen
Bestrebungen für normale gleichberechtigte Beziehungen
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik

Die fortschrittliche Lösu

Unsere Partei muß in diesem Geiste
ihre nationale Politik entwickeln.

Es geht um die grundlegende Frage:
Soll das künftige einheitliche Deutschland
Deutschland ein Land des Fortschritts oder des
Rückschritts sein? Der Kampf für die
Lösung der nationalen Frage ist notwendigerweise:
notwendigerweise: Kampf der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse in der Bundesrepublik mit ihren

Wirtschaftsentwicklung in der Hand
hat und damit die eigene Zukunft
sichert. In diesem Prozeß der Produktionsmeisterung
Produktionsmeisterung entwickeln sich auch
die einzelnen Arbeiter durch das sozialistische
sozialistische Bildungssystem zu selbstbewußten,
selbstbewußten, freien, kulturvollen Persönlichkeiten.
Persönlichkeiten. Die Entwicklung der DDR
beweist eindrucksvoll, daß der Sozialismus
Sozialismus auch für einen hochentwickelten
Industriestaat das richtige und beste
Gesellschaftssystem ist.

Durch den Aufbau der entwickelten
sozialistischen Gesellschaft in der
DDR erhalten alle fortschrittlichen
Kräfte in der Bundesrepublik neue Impulse
Impulse im Kampf für Frieden und Demokratie.
Demokratie. Im vollendeten Aufbau der
sozialistischen Gesellschaft in der DDR
und in der Durchsetzung einer demokratischen
demokratischen Umgestaltung der Bundesrepublik
Bundesrepublik liegt auch die Perspektive für
die Annäherung der beiden deutschen
Staaten und ihrer schliefilichen Vereinigung.
Vereinigung.

unserer nationalen Politik

und der DDR erschweren und wäre geeignet,
geeignet, Illusionen zu erzeugen.
Für den Kampf zur Lösung der

nationalen Frage hat die SED neue
Maßstäbe gesetzt. Wir Kommunisten
sind mit einer wachsenden Zahl klassenbewußter
klassenbewußter Arbeiter und Sozialisten
in der Bundesrepublik völlig einig mit
der SED, die auf ihrem VII. Parteitag
eindeutig unterstrich: daß der Weg zur
Vereinigung beider deutscher Staaten
niemals ein Weg ins Gestern sein darf.
Die deutsche Arbeiterklasse hat die
Spaltung Deutschlands nicht herbeigeführt
herbeigeführt und sie wird sich niemals damit
abfinden. Der Imperialismus hat die
Einheit Deutschlands gesprengt. Die
Arbeiterklasse beider deutscher Staaten
Staaten hat die gemeinsame Aufgabe, die
Einheit wieder herzustellen.

ng der nationalen Frage

Verbündeten gegen die Macht der Monopole,
Monopole, bis zur Brechung dieser Macht,
Kampf gegen die Herrschaft der Militaristen,
Militaristen, bis zur Beseitigung ihres Einflusses.
Einflusses. Im Kampf um Mitbestimmung,
Sicherung und Erweiterung der demokratischen
demokratischen Rechte entstehen die Kräfte,
die in der Bundesrepublik eine demokratische
demokratische Umgestaltung der Wirtschaft,
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des staatlichen und gesellschaftlichen
Lebens durchsetzen können.
Das ist nach Lage der Dinge sicher

ein langwieriger historischer Prozeß,
in dem die demokratischen und sozialistischen
sozialistischen Kräfte erstarken und gemeinsam
gemeinsam die politische Führung erobern
erobern werden. Dazu sagte Walter
Ulbricht auf dem VII. Parteitag:
„Und so kommt also früher oder später
später die Zeit, da es zwei deutsche fortschrittliche,
fortschrittliche, antinazistische und antiimperialistische
antiimperialistische Staaten nebeneinander
nebeneinander geben wird, wobei auch der
westdeutsche antinazistische und
antiimperialistische Staat nur unter
der Führung der Arbeiterklasse geschaffen
geschaffenwerden kann. Wennaber erst
einmal zwei fortschrittliche deutsche
Staaten nebeneinander und miteinander
miteinander leben, jeder von ihnen unter
Führung der Arbeiterklasse im
Bunde mit den Bauern, den Intellektuellen
Intellektuellen und allen friedliebenden Bürgern,
Bürgern, dann kann es nicht lange
dauern, bis diese beiden fortschrittlichen,
fortschrittlichen, friedlichen, demokratischen
und antiimperialistischen Staaten
sich miteinander verständigen. Dann
kann es nicht mehr lange dauern,
bis sie sich über den Weg zur Schaffung
Schaffung eines friedlichen, antiimperialistischen
antiimperialistischen und fortschrittlichen deutschen
deutschen Staates einigen!"
Die Beziehungen zwischen beiden

deutschen Staaten auf dieser historischen
historischen Wegstrecke können und müssen
Beziehungen der friedlichen Koexistenz
Koexistenz zwischen zwei Staaten mit unterschiedlicher
unterschiedlicher Gesellschaftsordnung sein.
Der VII. Parteitag der SED ist aber

auch von großer internationaler Bedeutung.
Bedeutung. Seine Beschlüsse zeigen die

Ifle Konferenz von Karlovy Vary und

Gegen den gefährlichen imperialistischen
imperialistischen Kurs der USA und ihres

Komplicen, der Bundesregierung, ist
aber in der Welt eine mächtige Abwehrbewegung
Abwehrbewegung entstanden. Wichtige
Hinweise auch für uns über neue Möglichkeiten
Möglichkeiten der Zusammenarbeit in der
Arbeiterbewegung und aller progressiven
progressiven Kräfte sind in der Erklärung der
Konferenz von Karlovy Vary enthalten,
enthalten, worin es heißt:
„Neue und positive Tendenzen zur
internationalen Entspannung und
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wachsende Rolle der DDR als wichtiger
Faktor des Friedens und der Sicherheit
Sicherheit in Europa. Die allseitige Stärkung
der DDR ist für alle europäischen Völker
Völker lebenswichtig, weil die DDR eine
mächtige Barriere ist gegen alle aggressiven
aggressiven Pläne der Bonner Revanchisten
und Militaristen.
Grofre Bedeutung haben auch die Reden,

Reden, die Leonid Breshnew, Wladislaw
Gomulka und andere auf dem Parteitag
Parteitag in Berlin gehalten haben. Breshnew
wandte sich scharf gegen den zur

Staatspolitik der Bundesrepublik erhobenen

erhobenen Antikommunismus und
warnte vor der NPD, deren Anführer
die Bazillen der braunen Pest kultivieren,
kultivieren, die in der heutigen westdeutschen
Gesellschaft immer noch ihre Lebensfähigkeit
Lebensfähigkeit beweisen. Gomulka erinnerte
an das nazistische Völkermorden, rief
zur Wachsamkeit auf und forderte,
nicht zuzulassen, daß sich so etwas je
wiederhole. Die Gefahr beginne bei
der Entfesselung des Nationalismus,
bei der Wiedererweckung des Militarismus,
Militarismus, bei der Verbreitung des Revanchegeistes.
Revanchegeistes.
Die politischen Ereignisse seit unserem

unserem 9. Plenum, seit dem VII. Parteitag
Parteitag und der Konferenz in Karlovy
Vary bestätigen voll die auf diesen
Tagungen dargelegte Politik. Unsere
Parteien gehen bei der Aufgabenstellung
Aufgabenstellung für Frieden und Sicherheit in
Europa von einer marxistisch-leninistischen
marxistisch-leninistischen Einschätzung der internationalen
internationalen Lage aus. In der Erklärung von
Karlovy Vary wird festgestellt: Die
Haupttendenz der internationalen Entwicklung
Entwicklung ist das Anwachsen der Kräfte
des Friedens und des Sozialismus.
Gleichzeitig verstärkt sich jedoch die
Aggressivität des USA-Imperialismus.

die Politik der europäischen Sicherheit

zur Zusammenarbeit mit den Kommunisten
Kommunisten läßt die sozialistische und
sozialdemokratische Bewegung einiger
einiger Lander Westeuropas erkennen.
Neue Tendenzen treten in den christlichen
christlichen Kreisen hinsichtlich der Probleme
Probleme des sozialen Fortschritts und
Friedens an den Tag. Entstanden
sind ferner weitere Möglichkeiten
für Kontakte und Zusammenarbeit
zwischen verschiedenen Gewerkschaften
Gewerkschaften und anderen demokratischen
demokratischen Organisationen. Das



menwirken der Kommunisten und
der Sozialisten mit den Gläubigen in
der Frage der europäischen Sicherheit
Sicherheit kann zum Frieden auf unserem
Kontinent beitragen."
Die Konferenz in Karlovy Vary

konnte auch deshalb zu der Feststellung
Feststellung gelangen, daß die Frage der
europäischen Sicherheit unter den gegenwärtigen
gegenwärtigen internationalen Bedingungen
Bedingungen zur dringenden, aber auch
realen Aufgabe geworden ist. Diese
Aufgabe muß im Kampf gegen die
Politik des USA-Imperialismus und seines
seines deutschen Verbündeten gelöst werden.
werden. Walter Ulbricht hat in seinem Referat
Referat auf dem VII. Parteitag ebenso
wie alle Vertreter der Bruderparteien,
die in Berlin und Karlovy Vary das
Wort ergriffen, festgestellt, daß die
Feinde der Sicherheit und des Friedens
der amerikanische Imperialismus und
sein engster Partner der westdeutsche
mperialismus mit seiner Revanchepolitik
Revanchepolitik sind.
Die einheitliche Beurteilung der imperialistischen

imperialistischen Feinde durch unsere
Bruderparteien, die Antwort, von wem
die Gefahr ausgeht, ist — wie wir das
aus den jüngsten Erfahrungen wissen
— von größter Bedeutung. Die Erklärungen
Erklärungen unserer Bruderparteien stimmen
stimmen überein mit der Einschätzung
unserer Partei, daß die Hauptgefahr
für den Frieden in Europa vom deutschen
deutschen Militarismus ausgeht.
Die Bedeutung der einheitlichen Einschätzung

Einschätzung der Feinde des Friedens und
der Sicherheit besteht darin, daß von
ihr die Möglichkeit ausgeht, unter dem
gegenwärtigen Kräfteverhältnis den
Frieden undeine echte Sicherheit Europas
Europas zu erkämpfen. Jeder Versuch, gegenüber
gegenüber dem deutschen Imperialismus

Unsere besonder

nie Erklärung der Konferenz von
Karlovy Vary stellt besonders

unsere Partei vor große Aufgaben, ist
die Bundesrepublik doch ein Knotenpunkt
Knotenpunkt der Spannungen und Gefahren
in Europa und der ganzen Welt. Zu
Recht heißt es in dem einstimmig beschlossenen
beschlossenen Dokument:
„Europa, das zwei Weltkriege erlebte,
erlebte, bleibt das neuralgische Gebiet
der Konfrontation der Hauptkräfte
des imperialistischen Lagers und der
sozialistischen Gemeinschaften. Ein

eine Beschwichtigungspolitik zu betreiben,
betreiben, beschwört Gefahren herauf,
die uns z. B. als Ergebnis des berüchtigten
berüchtigten Münchener Abkommens von
1938 noch deutlich in Erinnerung sind.
Auch heute gibt es nicht wenige Versuche,
Versuche, die aggressiven Absichten der
deutschen Imperialisten zu tarnen,
z. B. die Haltung der Regierung der
USA zu der Forderung der
Regierung, ihr die Tür offenzuhalten,
um doch noch in irgendeiner Form
Verfügungsgewalt über Atomwaffen zu
erhalten, als berechtigte Interessenvertretung
Interessenvertretung zur technischen Nutzung der
Atomenergie hinzustellen. Oder der
Beschluß der NATO-Minister über eine
angebliche Änderung ihrer strategischen
strategischen Konzeption. Es wird ein neuer
Begriff eingeführt: „strategische Rotation".
Rotation". Gewisse kleine Truppenteile sollen
sollen von Europa nach den USA gebracht
gebracht werden, diese bleiben der
NATO unterstellt und sollen in Spannungszeiten
Spannungszeiten per Luftbrücke wieder zurückgebracht
zurückgebracht werden. Gleichzeitig werden
werden Pläne geschmiedet, das Militärpotential
Militärpotential der Bundesrepublik noch zu
erhöhen. Darin kommt die aggressive
Komplicenschaft der herrschenden
Kräfte in den USA und der Bundesrepublik
Bundesrepublik zum Ausdruck. Damit werden
dem westdeutschen Imperialismus
neue Möglichkeiten gegeben, seine
eigenen aggressiven Pläne noch starker
starker zu verfolgen und seine Hegemonie
in der NATO noch mehr zu festigen.
Die in Karlovy Vary beschlossenen

Vorschläge dagegen bieten eine wirkliche
wirkliche Grundlage, den Frieden in Europa
zu sichern. Die Vorschläge gehen aus
von der Notwendigkeit, die Ergebnisse
des 2. Weltkrieges zu respektieren und
jeden Versuch ihrer Revision zu verwerfen.
verwerfen.

e Verantwortung

bewaffneter Konflikt zwischen ihnen
würde die Gefahr in sich bergen, sich
in einen totalen nuklearen Krieg zu
verwandeln. Diese Gefahr lastet auf
dem Leben der europäischen Völker,
hemmt den sozialen und wirtschaftlichen
wirtschaftlichen Fortschritt, die internationalen
Beziehungen und zieht eine riesige
Vergeudung materieller Mittel im
Rüstungswettlauf nach sich."
Die demokratischen Kräfte sind auch

bei uns in der Bundesrepublik ein
realer und wichtiger Faktor im Kampf,
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um die Sicherung des Friedens in
Europa.

In der Berichtsperiode haben die
Leitungen und Mitglieder unserer Partei
Partei große Anstrengungen unternommen,
unternommen, um weitere Teile der Bevölkerung
Bevölkerung gegen die aggressive Politik der
Kiesinger/Strauß-Regierung zu mobilisieren.
mobilisieren.

Etwa 15 000 Bürger haben den Ostermarschaufruf
Ostermarschaufruf unterschrieben. Darunter
Darunter bekannte Professoren, Schriftsteller,
Schriftsteller, führende

Wachsende Solidarität mit

Der ständige Nachweis, daß dieImperialisten durch eine immer
weitergehende Eskalation ihres
schmutzigen Krieges einen Weltkrieg
heraufbeschwören und der Nachweis,
daß die Sowjetunion und die sozialistischen
sozialistischen Staaten dem vietnamesischen Befreiungskampf
Befreiungskampf eine wachsende und
wirksame Hilfe leisten, wird der Protestbewegung
Protestbewegung gegen den Aggressionskrieg
Aggressionskrieg noch mehr Kraft verleihen. Es
fanden vielfältige Aktionen für die
Beendigung des USA-Krieges in Vietnam
Vietnam statt. Besonders wichtig ist es, daß
auch in den Gewerkschaften zahlreiche
Beschlüsse angenommen wurden gegen
gegen die Aggression in Vietnam. Ausdruck
Ausdruck der Sympathie für das vietnamesische
vietnamesische Volk ist u. a., daß auf ein Konto
der Bank fiir Gemeinwirtschaft schon
über 500 000 DM als Hilfe für das um
seine Freiheit kämpfende vietnamesische
vietnamesische Volk eingingen.
Unser Zentralkomitee hat im Mai

Zur Politik der

A uf dem 9. Plenum haben wir davor
gewarnt, etwa zu glauben, durch

den Eintritt sozialdemokratischer Führer
Führer in die Regierung würde eine andere
Politik eingeleitet. Genosse Max Reimann
Reimann hat zur Diskussion mit Sozialdemokraten
Sozialdemokraten über die Fragen der Großen
Großen Koalition der ,,Sozialistischen Korrespondenz"
Korrespondenz" ein Interview gegeben,
das Anfang Februar veröffentlicht
wurde. Damit wurde eine gute Grundlage
Grundlage gegeben für ein klärendes Gespräch
Gespräch zwischen Kommunisten und Sozialdemokraten.
Sozialdemokraten.
Heute ist das Wesen der Koalitionsregierung

Koalitionsregierung schon leichter zu erkennen.
Heute ist bereits objektiv eine Bilanz
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tionäre und sozialdemokratische Abgeordnete.
Abgeordnete. 150 000 Teilnehmer an den
Veranstaltungen der Kampagne sind
eine beachtliche Kraft.
Der diesjährige Ostermarsch wird

mit Recht als ein Erfolg eingeschätzt,
weil durch ihn günstige Bedingungen
geschaffen wurden für einen weiteren
Aufschwung und eine Verbreiterung
der Bewegung gegen den friedensgefährdenden
friedensgefährdenden antidemokratischen und
sozialreaktionären Kurs der Bonner
Machthaber und der Regierung der
Großen Koalition.

dem kämpfenden Vietnam

aus Mitteln der Partei eine wertvolle
Sanitätsausrüstung an die Botschaft
der Demokratischen Republik Vietnam
übergeben. Heute ist das Eintreten für
die Beendigung der USA-Aggression
bereits zum Hauptberührungspunkt
aller Friedenskräfte in der Bundesrepublik
Bundesrepublik geworden. Die immer ernstere
Bedrohung des Weltfriedens durch die
schnell wachsende Eskalation des
Krieges in Vietnam zwingt uns aber,
die Aktionen gegen diesen Krieg und
seine Unterstützung durch die Bundesregierung
Bundesregierung wesentlich zu verstärken.
Das zeigt, wie wichtig und notwendig

die aktive Mitwirkung von Kommunisten
Kommunisten in dieser Bewegung ist. Die Kommunisten
Kommunisten lassen sich dabei davon leiten,
leiten, daß man ständig nachweisen muß,
daß von der Politik der Bundesregierung
Bundesregierung nach wie vor die Hauptgefahr für
die Bedrohung des Friedens und eine
wirksame Entspannungspolitik in
Europa ausgeht.

Großen Koalition

der Regierungspolitik möglich. Was hat
die Regierung in ihrer sechsmonatigen
Amtszeit getan? Sie hat den alten reaktionären
reaktionären und aggressiven Kurs der
Adenauer-Erhard-Regierungen mit
verschärften Methoden fortgesetzt. Das
ist der Kurs des kalten Krieges. Der
Rüstungsetat wurde um 2 Milliarden
erhöht. Wider alle Vernunft zahlte die
Regierung 4 Milliarden als Devisenausgleich
Devisenausgleich an die USA. Erneut hat sich
die Regierung zu Milliarden-Devisenausgleichszahlungen
Milliarden-Devisenausgleichszahlungen an die USA und
Großbritannien verpflichtet, trotzdem
der laufende Staatshaushalt mit 8 Milliarden
Milliarden Mark verschuldet ist. Die Regierung
Regierung hat den Unternehmern



erleichterungen zugeschanzt und Zuschüsse
Zuschüsse für die Sozialversicherung gestrichen.
gestrichen. Statt einer neuen Politik gegenüber
gegenüber den sozialistischen Staaten
vertritt die Regierung weiter die revanchistischen
revanchistischen Grenzforderungen. Der
Alleinvertretungsanspruch gegenüber
der DDR blockiert jede vernünftige Regelung
Regelung zwischen der Bundesrepublik
und der DDR.
Auf der internationalen Arena tun

Kiesinger und Brandt alles, um einen
Atomwaffensperrvertrag zu torpedieren.
torpedieren. Wie eh und je ist die Bundesregierung
Bundesregierung Störenfried und isoliert mit ihrer
Politik die Bundesrepublik immer
mehr.
Nein, diese Regierung hat keine

neuen Wege beschritten. Sie führt die
alte Politik weiter und zwar im schnelleren
schnelleren Tempo und mit verschärften Methoden.
Methoden. Gerade das ist es, was wir auf
dem 9. Plenum als verschärften Rechtskurs
Rechtskurs bezeichneten. Dadurch ist eine

Politik der Blutspen

ie Rolle der SPD-Minister in der
Kiesinger/Strauß-Regierung ist

eindeutig. Sie sind Erfüllungsgehilfen.
Brandt reist in der Welt umher und
intrigiert gegen einen Atomwaffensperrvertrag.
Atomwaffensperrvertrag. Alle SPD-Minister haben
für den Lücke-Entwurf einer Notstandsverfassung
Notstandsverfassung gestimmt. Wehner
heizt besonders die Diversionspläne gegen
gegen die DDR an. Schiller erweist sich
mit seinen Maßnahmen gegen die
Werktätigen als treuester Sachwalter
des staatsmonopolistischen Systems.
So nimmt es nicht Wunder, daß auf
dem CDU-Parteitag Kiesinger den
aggressiven und sozialreaktionären
Kurs erneut bekräftigen konnte.
Strauß und Erhard konnten unter dem
Beifall der Delegierten feststellen, daß
die SPD-Minister in der Außen- und
Innenpolitik wie auch in der Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik die Grundsätze der CDU/
CSU übernommen haben.
Die CDU/CSU will die SPD in der

Regierung verschleißen, sie in den
Augen der Massen diffamieren, ihr die
Schuld für die volksfeindlichen Maßnahmen
Maßnahmen aufladen und so für die CDU/
CSU die führende Rolle als Regierungspartei
Regierungspartei der Monopole sichern.
Und in der Tat, der rasche Vertrauensschwund,
Vertrauensschwund, dem die CDU ausgesetzt war,
ist gestoppt. Die Wahlen in Westberlin,

neue Lage entstanden, die durch verschärfte
verschärfte Expansionsbestrebungen des
westdeutschen Imperialismus charakterisiert
charakterisiert ist.

Mit diesem Weg gerät die Bundesregierung
Bundesregierung in immer tieferen Widerspruch
Widerspruch zu den Interessen der überwiegenden
überwiegenden Mehrheit des Volkes, die zutiefst

zutiefst am Frieden, an sozialer Sicherheit,
Sicherheit, an guten Beziehungen der Bundesrepublik
Bundesrepublik zu allen Ländern interessiert
interessiert ist. Das Unbehagen über die Politik
Politik der Regierung ist wieder im Wachsen.
Wachsen. Es wäre aber ein großer Irrtum
zu glauben, der Gegensatz zwischen
Regierung und Volk müsse automatisch
zu einer stärkeren demokratischen Opposition
Opposition und zu einer Linksentwicklung
Linksentwicklung führen. Schon auf dem 9. Plenum
und im Interview für die „Sozialistische
Korrespondenz" wurde dargelegt, daß
die Mitarbeit der rechten SPD-Führer
in der Kiesinger-Regierung der CDU/
CSU nutzt.

de für die CDU/CSU

in Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein
und Niedersachsen haben die CDU gestärkt,
gestärkt, der NPD Auftrieb gegeben, aber
die Positionen der SPD geschwächt.
Unsere Partei hat bei diesen Wahlkämpfen

Wahlkämpfen von einer eigenen Plattform
aus besonders die Notwendigkeit des
gemeinsamen Handelns der Arbeiter,
aller werkttäigen Schichten, der Kommunisten,
Kommunisten, Sozialdemokraten und Gewerkschafter,
Gewerkschafter, zur Abwehr der yolksfeindlichen
yolksfeindlichen Politik der Regierung Kiesinger/Strauß
Kiesinger/Strauß vertreten. Trotz dieser
Anstrengungen müssen wir aber unterstreichen,
unterstreichen, daß unsere Kräfte nicht ausreichten,
ausreichten, die Millionen Wähler über
die wahre Lage aufzuklären und ihnen
die richtigen Alternativforderungen zu
erläutern. Eine Schwäche unserer Arbeit
Arbeit besteht auch darin, daß die Leitungen
Leitungen noch ungenügende Anstrengungen
Anstrengungen unternehmen, damit eine größere
Zahl von Mitgliedern unserer Partei
bei solchen Wahlkämpfen offensiv das
direkte Gespräch mit den Menschen
führt. Einschätzend muß mit allem
Ernst festgestellt werden: trotz wachsenden
wachsenden Unwillens über die sozialen
Folgen der Regierungspolitik und die
Pläne zut Notstandsverfassung ist die
Verwirrung in der Bevölkerung über
die Politik der Großen Koalition stark.
Als besonders gefährlich müssen wir
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unterstreichen, daß auch im Stimmenergebnis
Stimmenergebnis der Wahlen eine Rechtsentwicklung
Rechtsentwicklung zum Ausdruck kommt.

Eine Untersuchung der Wahlergebnisse
Wahlergebnisse zeigt, daß zahlreiche Wähler der
SPD nach rechts zur CDU und NPD
abgeschwenkt sind. Diese Entwicklung
zwingt uns zu ernsthaften uberlegungen,
uberlegungen, wie wir den Kampf auf diesem
Gebiet weiter entwickeln. Sicherlich
muß der Schwerpunkt darauf gelegt
werden, zu einem stärkeren Zusammenwirken
Zusammenwirken der Kräfte der Arbeiterklasse,
Arbeiterklasse, der Gewerkschafter, Kommunisten,
Kommunisten, Sozialdemokraten und

Wachsende Oppo

I Inter dem Eindruck, daß die Haltung
‘.1 rechter SPD-Führer der eigenen
Partei schadet, beginnt in der SPD die
Opposition sich neu zu regen. Der
Vorsitzende Willy Brandt verteidigte
z. B. auf dem Bezirksparteitag der SPD
Hessen-Süd die Politik der SPD-Führung
SPD-Führung in der Regierung. Er stieß bei der
Mehrheit der Delegierten auf offenen
und heftigen Widerspruch.

Dr. Hasselow wies darauf hin, daß
die SPD primär von Arbeitern und
Angestellten gewählt würde. Danach
müsse sich eine sozialdemokratische
Wirtschaftspolitik orientieren. Die konzertierte
konzertierte Aktion habe wie zu Erhards
Zeiten mehr die Unternehmerinteressen
Unternehmerinteressen im Auge. Ein anderer Delegierter
sagte: Die Eile und der Fleiß, den man
in der Notstandsgesetzgebung an den
Tag lege, passe nicht zur propagierten
Entspannungspolitik. Ein Friedensvertrag
Friedensvertrag wäre die beste Ablösungder alliierten
alliierten Vorbehaltsrechte. Heinrich Hemsath
wandte sich dagegen, daß alle — wie
er sich ausdrückte .von Majonica
bis Helmut Schmidt, gegen den Atomwaffensperrvertrag
Atomwaffensperrvertrag bellten. Ähnliche
Stimmen gab es auf den Unterbezirkskonferenzen
Unterbezirkskonferenzen in Duisburg, Köln und auf
der zentralen Falkenkonferenz.
Trotz neu aufkommender Opposition

müssen wir die Lage in der SPD nüchtern
nüchtern einschätzen. Die Mehrheit der Mitglieder
Mitglieder und Funktionäre ist noch in
Illusionen über die Möglichkeiten einer
sozialdemokratischen Politik in dieser
Koalitionsregierung befangen. Die wieder
wieder anwachsende Kritik in der SPD an
der Politik der Führung, das Verlangen
Verlangen nach einer eigenen
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sozialistischen Kräfte, die sich außerhalb
außerhalb der SPD befinden, zu gelangen;
wobei das Bündnis zwischen allen diesen
diesen Kräften und den demokratischen
Bürgern, die aus unterschiedlichen
Gründen gegen die CDU/CSU, gegen
die Politik der Großen Koalition sind,
weiterzuentwickeln ist. Nur in der stärkeren
stärkeren Mobilisierung der Kräfte der
Arbeiterklasse und der Festigung des
Bündnisses mit anderen demokratischen
demokratischen Volksschichten liegt die Gewähr,
daß eine politisch wirksamere Alternative
Alternative geschaffen und die notwendigen
notwendigen Kräfte zu ihrer Durchsetzung
mobilisiert werden.

sition in der SPD

tischen Politk zeigt aber, wie richtig
es war, daß in dem Interview für die
„Sozialistische Korrespondenz" darauf
hingewiesen wurde, daß die Mitglieder
und Funktionäre der SPD und die
13 Millionen Wähler eine große Kraft
darstellen.Ob die Regierung Kiesinger/
Strauß ihren reaktionären, aggressiven
Kurs durchsetzen kann, hängt davon
ab, wie stark und geschlossen alle demokratischen
demokratischen Kräfte dagegen auftreten
auftreten und wie sie ihre Forderungen nach
einer neuen Politik nachdrücklich auch
an die sozialdemokratischen Minister
richten. Von der Aktivität der Volksmassen
Volksmassen wird es in erster Linie abhängen,
abhängen, daß eine neue Politik durchgesetzt
wird.
In unserer Partei gibt es, wie die Bezirksleitungen

Bezirksleitungen berichten, immer wieder
wieder Unklarheiten auch in diesen Fragen.
Fragen. In Bremen vertraten einige Genossen
Genossen den Standpunkt:

„Wir müssen eine prinzipiellere Haltung
Haltung zur SPD haben — wenn in gewissen
gewissen Perioden SPD-Führer sich
mal fortschrittlich gebärden, so ist
das alles nur Dummenfang, jetzt
sieht man es ja wieder, — und auch
die Leute um Brenner werden noch
umkippen."
Natürlich müssen wir ein prinzipielle

Haltung zur SPD haben. Diese ist in
unseren Dokumenten und auch in der
Einschätzung der Rolle der rechten
SPD-Führung in der Regierung Kiesinger
Kiesinger durch die 9. ZK-Tagung gegeben.
gegeben. Es ist aber nicht richtig, die rechten
rechten SPD-Führer und die Leute um
Brenner praktisch gleichzustellen.
Ähnliche Argumente mit linken,



tiererischen Tendenzen gibt es auch
in anderen Bezirken. Die Tatsachen
selbst beweisen, daß in der SPD gegensätzliche
gegensätzliche Kräfte wirksam sind. In dem
eben genannten Argument kommt doch
ein tiefer Unglaube an die Arbeiter,
die in der SPD und den Gewerkschaften
Gewerkschaften organisiert sind, zum Ausdruck.
Natürlich entsteht eine andere Politik

Politik in der SPD nicht spontan. Ebenso
ist eine richtige Politik der Gewerkschaften
Gewerkschaften keineswegs bereits durch gute
Beschlüsse gewährleistet.
Ein Argument anderer Art lautet:
„Es kann sein, wie es will,
Minister sind besser als CDU-Minister.
CDU-Minister. Sie haben noch Verbindung zu

den Gewerkschaften. Sie fühlen sich
der Gewerkschaft verpflichtet."
Das Argument ist falsch. Denn zum

Beispiel Schiller oder Wehner fühlen
sich leider keineswegs der Arbeiterschaft
Arbeiterschaft verpflichtet. Ihre Taten weisen
sie aus als treue Sachwalter des staatsmonopolistischen
staatsmonopolistischen Systems. In dem Interview
Interview für die „Sozialistische Korrespondenz"
Korrespondenz" wird klar gesagt, daß es erforderlich
erforderlich ist, dem gefährlichen Konzept
Konzept der Regierung Kiesinger/Strauß,
auch deren Wirtschaftspolitik, eine
eigene Konzeption, eine selbständige
Politik der Arbeiterklasse und aller

Mehr Beachtung unseren Ku

Angesichts des immer heftiger werdenden

werdenden Kampfes in verschiedenen
Bundesländern um eine bessere Schulpolitik,
Schulpolitik, seien zu den eben erwähnten
Grundsätzen für eine demokratische
Kultur- und Bildungspolitik noch
einige Worte gesagt: Unsere Partei hat
vor einigen Monaten den Entwurf für
eine demokratische Alternative in der
Kulturpolitik zur Diskussion gestellt.
Die Frage, wohin die Bundesrepublik
treibt, ist nicht zuletzt auch ein Problem
Problem der Kultur. Die Fragen der
Volksbildung und Kultur gewinnen in
den Auseinandersetzungen zwischen
den herrschenden Kräften des Monopolkapitals
Monopolkapitals und den derriokratischen
Kräften des Volkes an Gewicht.
Es gibt eine Reihe wertvoller Anregungen

Anregungen und Vorschläge aus der

Die Notstandsgesetze diir

Nachdem der Bundesrat den neuen
1- '4 Regierungsentwurf der Notstandsverfassung
Notstandsverfassung Ende April gebilligt hat,

demokratischen Volkskräfte entgegenzustellen.
entgegenzustellen. Diese Konzeption muß davon
ausgehen, daß unser Volk nicht durch
Machtpolitik und Krieg, sondern nur

durch friedliche Arbeit, durch hohe
Leistungen in Wissenschaft und Technik,
Technik, in Kunst und Kultur Ansehen und
Rang in der Welt gewinnen kann. Nur
so werden gute und sichere Lebensverhältnisse,
Lebensverhältnisse, die der modernen Zeit entsprechen,
entsprechen, für unser Volk gewährleistet.
Man muß sich an die sozialdemokratischen

sozialdemokratischen Bundestagsabgeordneten wenden.
wenden. Man darf auch den sozialdemokratischen
sozialdemokratischen Ministern keine Ruhe lassen.
Sie müssen immer wieder erneut mit
den Forderungen des Volkes konfrontiert
konfrontiert werden. Dazu hat unsere Partei
detaillierte Programme entwickelt. So
die Vorschläge für eine demokratische
Friedenswirtschaft, Vorschläge für eine
demokratische Landwirtschaft, Grundsätze
Grundsätze für eine demokratische Kulturund
Kulturund Bildungspolitik, ein Jugendprogramm
Jugendprogramm und nicht zuletzt haben unsere
ZK-Tagungen konstruktive Vorschläge
für Frieden und Sicherheit in Europa
gemacht. Das alles gilt es als Alternative
Alternative zur Kiesinger/Strauß-Regierung
zu nutzen und mit den Sozialdemokraten,
Sozialdemokraten, den Gewerkschaftern in Aktionen
zur Geltung zu bringen.

lturpolitischen Grundsätzen

tei zu diesem Dokument. Wir müssen
aber feststellen, daß die überwiegende
Mehrheit der Leitungen und Grundorganisationen
Grundorganisationen den Entwurf noch nicht
beraten und noch nicht geprüft haben,
welche Schlußfolgerungen sie für ihre
Arbeit daraus ziehen können. Wir sind
der Meinung, daß hier eine Anderung
nötig ist. Zu unseren Bemühungen um
die Schaffung einer breiten antimonopolistischen
antimonopolistischen Front aller demokratischen
Kräfte gehört die Beratung und kollektive
kollektive Herausarbeitung der Vorschläge
Vorschläge unserer Partei für eine demokratische
demokratische Alternative in der Kulturpolitik,
Kulturpolitik, gehören die Anstrengungen,
auch auf diesem Gebiet in der Diskussion
Diskussion und Aktion das Bündnis zwischen
der Arbeiterschaft und der f9rtschrittlichen
f9rtschrittlichen Intelligenz zu schaffen.

fen nicht durchkommen!

soll bekanntlich am 28. Juni die erste
Lesung der Bonner Diktaturgesetze im
Bundestag erfolgen. Wie der Inhalt der
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Notstandsverfassung aussieht, hat das
Kuratorium „Notstand der Demokratie"
Demokratie" durch die Veröffentlichung des
Entwurfs bekanntgemacht.

Vielfältig sind in den letzten Wochen
und Monaten die Stellungnahmen und
Beschlüsse örtlicher und betrieblicher
Gremien in den Gewerkschaften,
Jugendorganisationen und anderen
Vereinigungen, in denen unmißverständlich
unmißverständlich auch der neue Regierungsentwurf
Regierungsentwurf eine Abfuhr erhielt. Nach der
Abschwächung des Widerstandes gegen
gegen die Notstandsgesetze um die Jahreswende
Jahreswende ist ein erneutes Anwachsen
der Aktivitäten gegen die Notstandsgesetze
Notstandsgesetze festzustellen.
Aus Berichten und Einschätzungen

geht hervor, daß sich das Bündnis der
Arbeiter mit der Intelligenz und anderer
anderer demokratischer Kräfte zur Abwehr
der Notstandsgesetze weiter entwickelt.
Der Regierungsentwurf beweist, daß

die Gründe, die die führenden Parteigremien
Parteigremien der SPD unter dem Druck
einer breiten Antinotstandsbewegung
in ihrer Saarbrücker Entschließung
vom Mai 1965 veranlaßten, ihre

Den Neonazismus

U nsere Partei hat gemeinsam mit
•-/ allen friedliebenden Kräften in
der Bundesrepublik vor den neonazistischen
neonazistischen Gefahren gewarnt, die sich aus
der Bonner Politik der Atomrüstung,
der Gebietsansprüche, der Alleinvertretungsanmaßung,
Alleinvertretungsanmaßung, der Förderung des
Revanchegeistes ergeben. Die im
Januar 1967 abgegebene Erklärung der
Regierung der Sowjetunion zu der gefährlichen
gefährlichen neonazistischen und militaristischen
militaristischen Entwicklung der Bundesrepublik
Bundesrepublik war eine eindringliche Warnung
Warnung an die Völker Europas, aber im
besonderen an das Volk der Bundesrepublik.
Bundesrepublik.
Die herrschenden Kräfte in Bonn

versuchen, unterstützt von rechten
Führern der SPD, das Anwachsen und
die Erfolge der neonazistischen NPD
zu bagatellisieren, so wie das jetzt wieder
wieder auf dem CDU-Parteitag geschehen
ist. Die Minister Lücke und Heck werden
werden nicht müde, die NPD reinzuwaschen,
reinzuwaschen, sie als nationale, konservative
konservative Kraft darzustellen; offensichlich
zu dem Zweck, die NPD als Reserve
aufzubauen, sie hoffähig zu machen,
damit die NPD, wenn die SPD
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stimmung zu den Notstandsgesetzen
damals zu verschieben, nach wie vor

gegeben sind. Auch steht der vorliegende
vorliegende Entwurf im Widerspruch zu
einigen Bedingungen, die der SPD-Parteitag
SPD-Parteitag 1962 in Köln in einer Entschließung
Entschließung festlegte. Darum handeln auch
die Sozialdemokraten richtig, die im
Sinne dieser Beschlüsse ihrer Partei
gegen die Notstandsverfassung auftreten.
auftreten. Auf Konferenzen der Unterbezirke
der SPD in München, Augsburg und
Offenbach, in Frankfurt und Süd-Hessen,
Süd-Hessen, in Köln, Duisburg, Gelsenkirchen
und anderen Gebieten wurde die Beteiligung
Beteiligung von SPD-Ministern an der
Kiesinger-Regierung kritisiert und der
Protest gegen die Notstandsgesetze erneuert.
erneuert.
Wir Kommunisten begrüßen die Erklärung

Erklärung des DGB-Vorstandes, der die
Gültigkeit der Antinotstandsbeschliisse
des 6. und 7. DGB-Kongresses betont.
Rosenberg, Brenner und andere Gewerkschaftsführer
Gewerkschaftsführer haben auch in den
letzten Tagen erneut jede Notstandsgesetzgebung
Notstandsgesetzgebung abgelehnt und ihren Willen
Willen bekundet, die Notstandsgesetze zu
verhindern.

nicht unterschätzen

gend geschwächt ist, als Koalitionspartner
Koalitionspartner in die Regierung genommen
werden kann.
Die Tatsache, daß neben Bayern und

Hessen die NPD im Landtag von
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein
und nun auch in Niedersachsen vertreten
vertreten ist, alarmiert uns erneut.
Das Politische Büro des ZK hat sich

in einem Beschluß mit der Entwicklung,
Entwicklung, dem Wesen und der Rolle der
NPD beschäftigt. In mehreren Artikeln
wurde die Partei zu dieser Problematik
angeleitet. Wir würden einen großen
Fehler machen, wenn wir die Gefahr
des Neonazismus nur in der NPD
sehen und den Kampf gegen ihn auf
die NPD beschränkten. CDU, CSU und
NPD sind Parteien des Monopolkapitals.
Monopolkapitals. Kampf gegen Neonazismus muß
Kampf gegen die Politik der Kiesinger/
Strauß-Regierung sein.

Es ist von großer Bedeutung, wenn
Sozialdemokraten, Christen, Kommunisten
Kommunisten und andere demokratische
Kräfte gemeinsam gegen den Neonazismus
Neonazismus vorgehen. Durch Aktionen konnte
die NPD daran gehindert werden,



ihren vorgesehenen Parteitag durchzuführen.
durchzuführen. In Nürnberg wurde verhindert,
daß die NPD für ihren Parteitag einen
Saal erhielt. Dort wurde die Sache
richtig gemacht. In den Gewerkschaften
Gewerkschaften gab es einen politisch begründeten
Beschluß zur Verhinderung des Parteitages
Parteitages der NPD in Nürnberg. In
einem Flugblatt wurde die Bevölkerung
Bevölkerung informiert und zu einer Kundgebung
Kundgebung aufgerufen. So entstand eine
breite Bewegung, von den Betriebsräten
Betriebsräten bis zum Oberbürgermeister, die
zu dem örtlichen Erfolg führte. Eine
bemerkenswerte Initiative gibt es in
Mannheim, wo sich ein Komitee gegen
den Neonazismus bildete.
Von gewerkschaftlichen Gremien aus

entwickelt sich immer stärker die Forderung
Forderung nach dem Verbot der NPD. Im
Januar wandte sich der

Zur Wirtschaftspolitik der

Angesichts der krisenhaften Entwicklung
Entwicklung bei uns und der Senkung des

Lebensstandards breiter Massen gewinnt
gewinnt die große Perspektive der vollen
Entfaltung der sozialistischen Gesellschaft
Gesellschaft in der DDR noch mehr an Bedeutung.
Bedeutung. Dort gibt es keine Krise,
keine Arbeitslosigkeit. Vollbeschäftigung,
Vollbeschäftigung, stetiges wirtschaftliches Wachstum
Wachstum und laufende Erhöhung des
Lebensstandards sind garantiert.
Minist6rpräsident Willi Stoph kündigte

kündigte schon auf dem VII. Parteitag u.
a. die Einführung der 5-Tage-Woche
und eine Verlängerung des Urlaubs an.
Der Ministerrat hat inzwischen die erforderlichen
erforderlichen Beschlüsse gefaßt, um am
28. August die durchgängige 5-TageWoche
5-TageWoche zu realisieren. Ein längerer Urlaub
Urlaub tritt ebenso in Kraft wie eine
Rentenerhöhung und eine Verbesserung
Verbesserung des Kindergeldes sowie eine Anhebung
Anhebung der Mindestlöhne für die unteren
unteren Einkommensgruppen.
Das alles zeigt anschaulich, mit dem

Sozialismus geht es auch in Deutschland
Deutschland aufwärts, während der Kapitalismus
Kapitalismus sich auf dem absteigenden Ast befindet.
befindet.
Der Eintritt sozialdemokratischer

Führer in das Kiesinger/Strauß-Kabinett
Kiesinger/Strauß-Kabinett wurde auch damit begründet, eine
neue Wirtschaftspolitik durchzusetzen,
um Stabilität, Wachstum und Vollbeschäftigung
Vollbeschäftigung zu erreichen.
Schon die Regierungserklärung

stand des DGB in einem entsprechenden
entsprechenden Appell an den Bundesrat, die Bundesregierung
Bundesregierung und die Landesregierungen.
Landesregierungen. Wir Kommunisten sind für ein
solches Verbot und stehen dabei auf
dem Standpunkt: ohne Verfahren
müßte der Innenminister gegen diese
nazistische Nachfolgeorganisation vorgehen,

vorgehen, weil das Grundgesetz festlegt,
daß die nach dem Krieg erlassenen Bestimmungen
Bestimmungen über das Verbot der Fortführung
Fortführung einer nazistischen Bewegung
rechtsgültig sind.
Auch hier zeigt sich, daß die Bundesregierung

Bundesregierung nicht an ein Verbot der
NPD denkt. Damit wird noch klarer:
das Problem des Neonazismus erschöpft
erschöpft sich nicht in der NPD. Mehr
denn je ist es notwendig, den Wurzeln
der neonazistischen Entwicklung in der
Bundesrepublik zu Leibe zu gehen.
Kiesinger/Strata-Regierung

singers ließ erkennen, daß die Folgen
der inneren Widersprüche und Krisen
im staatsmonopolistischen Kapitalismus
Kapitalismus auf die Werktätigen abgewälzt
werden sollen. Sicherung und Wachsturn
Wachsturn der Profite, das ist das Hauptziel
der Wirtschaftspolitik dieser Regierung.
Regierung.
Wie ist die wirtschaftliche Lage nach

6 Monaten Großer Koalition? Die wichtigsten
wichtigsten Fakten sind bekannt. Trotz
Frühjahrssaison gibt es noch fast fünfhunderttausend
fünfhunderttausend Vollerwerbslose und
173 000 Kurzarbeiter. Dazu kommt, daß
seit der Jahreswende weit über 200 000
Gastarbeiter entlassen wurden.
Die industrielle Gesamtproduktion

ist auch im 1. Quartal 1967 laufend
unter dem jeweiligen Niveau des Vorjahres
Vorjahres geblieben. D. h., daß die Industrieproduktion
Industrieproduktion seit einem halben Jahr
nicht nur stagniert, sondern absolut
rückläufig ist.
Welches Ausmaß dieser Kriseneinbruch

Kriseneinbruch erreicht hat, mögen einige
Zahlen beweisen. Laut Wirtschaftswissenschaftlichem
Wirtschaftswissenschaftlichem Institut des DGB betrug
betrug der Rückgang der Produktion im
März 1967 gegenüber März 1966 in der
Industrie Steine-Erden 20,8°/0
beim Maschinenbau 12,1°/0
in der Autoindustrie 25,704
in der Textilindustrie 15 °/o und
in der Lederindustrie 22,81/4
Für die weiteren Aussichten der

Konjunktur sind die Auftragseingänge
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ein ziemlich sicheres Barometer. Die
Auftragseingänge sind aber im März
gegenüber dem März des Vorjahres
noch starker zurückgegangen als die
Produktion: in der Gesamtindustrie
um 13,4 Prozent, bei den Verbrauchsgütern
Verbrauchsgütern um 22,4 Prozent, bei den
Investitionsgütern um 15,1 Prozent, im
Bauhauptgewerbe um 27,8 Prozent.
Das WWI schlußfolgerte richtig, daß

das 1. Quartal die Krisenhaftigkeit der
westdeutschen Konjunktur voll hat zutage
zutage treten lassen. Diese Tendenzen
haben sich ohne Unterbrechung weiter
fortgesetzt.
Wenn in der Partei in der letzten

Zeit öfter die Frage gestellt wurde,
ob die Wirtschaft in Westdeutschland

Abbau der Löhne und

nine andere Seite der Erhöhung der
Ausbeutung ist der Generalangriff

der Monopole auf den Lebensstandard
der Werktätigen. Es begann mit den
Maßhalteparolen Erhards, dem Abbau
sozialer Leistungen in den Betrieben,
der Forderung nach einem Lohnstopp,
und jetzt ist bereits der direkte, offene
Lohnabbau auf die Tagesordnung gesetzt.
gesetzt. Krupp setzte einen generellen
Lohnabbau von 5 Prozent durch. Hanomag
Hanomag forderte einen Abbau von 6 Prozent.
Prozent. Der Effektivlohn der Fliesenleger
soll und 30-40 Prozent gesenkt werden.
werden. Das alles sind alarmierende Zeichen.
Zeichen. Die ganze Arbeiterklasse ist
zwingend vor die Notwendigkeit gestellt,
gestellt, mit Kampfmaßnahmen ihren
Lebensstandard zu verteidigen. Unser
Zentralkomitee hat auf der 8. und
9. Tagung bereits diesen Sachverhalt
aufgedeckt und die Aufgabe gestellt,
das zu halten, was die Arbeiter haben,
um von dieser Grundlage aus neue
Kämpfe um Verbesserungen zu führen.
In unseren Vorschlägen für eine demokratische
demokratische Friedenswirtschaft wurde

sich in einer Krise befindet, so muß
man aufgrund der objektiven Fakten
feststellen: seit einem halben Jahr gibt
es eine zyklische Krise, wie sie Karl
Marx als gesetzmäßig für die kapitalistische
kapitalistische Wirtschaft bezeichnet hat. Diese
zyklische, Krise fällt zusammen mit
länger andauernden Strukturkrisen im
Bergbau, der Stahlindustrie und anderen
anderen Industrien, der massenhaften Freisetzung
Freisetzung von Arbeitskräften durch Einführung
Einführung neuer Produktionstechniken
nach modernsten wissenschaftlichen
Erkenntnissen. Diese Krisenerscheinungen
Krisenerscheinungen zeigen anschaulich, daß der
staatsmonopolistische Kapitalismus die
moderne Produktionsentwicklung
nicht beherrscht.

Sozialleistungen stoppen

ein Ausweg aus den krisenhaften
Schwierigkeiten in der Wirtschaft gezeigt.
gezeigt. Unserer Meinung nach arbeiten
jedoch unsere Leitungen und Betriebsgruppen
Betriebsgruppen noch viel zu wenig mit diesen
Vorschlägen, die eine ausgezeichnete
Alternative zur Wirtschaftspolitik der
Großen Koalition sind.
Die Wirtschaftspolitik der Kiesinger/

Strauß-Regierung, die auf dem CDUParteitag
CDUParteitag noch einmal bekräftigt
wurde, findet bei den werktätigen
Massen bereits starke Kritik. Auf diesem
diesem Gebiet erfahren Millionen, die
Mehrheit der Bevölkerung, wie teuer
ihr die Durchsetzung der Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik kommt, die den Rüstungsplänen
der Militaristen untergeordnet ist. Die
hochtrabenden Worte, wie „konzertierte
„konzertierte Aktion", „aufgeklärte Marktwirtschaft",
Marktwirtschaft", „soziale Symmetrie", die
Schiller gebraucht, sollen nur verhüllen,
verhüllen, daß es dabei um die formierte Gesellschaft
Gesellschaft geht, in der die Profitchancen
Profitchancen für die Monopole erhöht und das
staatsmonopolistische System gefestigt
werden soll.

angsgesetz der Monopole
und Wirtschaftspolitik noch zu prämieren,
prämieren, z. B. in Form einer Investitionshilfe,
Investitionshilfe, durch einen Abzug von der
Einkommenssteuer bis zur Höhe von
7,5 Prozent der Anschaffungs- und
Herstellungskosten von Investitionsgütern.
Investitionsgütern.
Die Einkommenssteuer einschließlich

des Steuerabzugs vom Kapitalertrag
kann um 10 Prozent herabgesetzt

Das neue Wirtschaftszw

Mit einer weiteren Änderung des
Grundgesetzes ist z. B. vor kurzem

das sogenannte Wirtschafts-Stabilisierungsgesetz
Wirtschafts-Stabilisierungsgesetz beschlossen worden. In
Wahrheit ist dieses Gesetz ein Teil der
Notstandsgesetze und schränkt die
Finanzhoheit der Länder und Gemeinden
Gemeinden ein. Das Gesetz gibt der Regierung
die Vollmacht, die Konzerne für ihre
reaktionäre und antisoziale
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den. Es ist leicht einzusehen, daß damit
die großen Konzerne zusätzliche Milliardengewinne
Milliardengewinne erzielen können. Es
wird auch in diesem Gesetz sichtbar,
daß in der Wirtschaft der Bundesrepublik
Bundesrepublik der Profit das höchste Prinzip ist.
So begünstigt die Regierung die Konzerne,
Konzerne, die skrupellos Hunderttausende
Arbeiter und Angestellte entlassen und
mit Kurzarbeit den sozialen Druck in
den Betrieben maßlos steigern. Diese
Regierung hat die Mehrwertsteuer im
Bundestag durchgebracht. Neue Belastungen
Belastungen werden damit ab 1968 den Verbrauchern
Verbrauchern auferlegt.
Nach der Konzeption der Bundesregierung

Bundesregierung hängt die Belebung der Konjunktur
Konjunktur absolut von den Gewinnerwartungen
Gewinnerwartungen der Unternehmer und
Bankherren ab. Die Konzeption, die
von Schiller als „aufgeklärte Marktwirtschaft"
Marktwirtschaft" bezeichnet wird, findet den
offenen Beifall der Unternehmerzeitungen.
Unternehmerzeitungen. Im „Handelsblatt" wurde festgestellt,
festgestellt, daß diese Art Konjunkturpolitik
Konjunkturpolitik von der Wirtschaft mit Wohlgefallen
Wohlgefallen registriert wird.
Heuchlerisch wird im § 1 des Stabilisierungsgesetzes

Stabilisierungsgesetzes behauptet, mit dem
Gesetz sollte ein gesamtwirtschaftliches
gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht hergestellt werden.
werden. Was ist das für ein Gleichgewicht,
wenn die Profite steigen und die Löhne
sinken; wenn die Macht der

herren wächst und Arbeiter erwerbslos
werden, wenn der Rüstungsetat steigt
und tier Sozialetat gekürzt wird? Ist es
etwa eine Gleichgewichtsmaßnahme,
wenn 1967 für 1,8 Milliarden Mark in
den USA und Großbritannien Waffen
gekauft werden? Oder was soll man
dazu sagen, daß die Bundesbank für
2 Milliarden DM USA-Schatzanweisungen
USA-Schatzanweisungen kauft? Das ist doch nichts
anderes als eine Kriegsanleihe, mit der
die Kiesinger-Regierung direkt den
Krieg der USA in Vietnam finanziert.

Wir Kommunisten sind mit den Gewerkschaften
Gewerkschaften für eine Stabilisierungspolitik
Stabilisierungspolitik und ilk eine Ankurbelung der
Konjunktur. Dazu haben wir in unserem
unserem Wirtschaftsprogramm bereits im
September vorigen Jahres Vorschläge
gemacht.
Die Arbeiterschaft und ihre Gewerkschaf

Gewerkschaf ten brauchen wirksame Konjunkturinstrumente.
Konjunkturinstrumente. Es ist die Mitbestimmung,
Mitbestimmung, die maßgebliche Beteiligung der
Arbeiterschaft, der Gewerkschaften an
den Entscheidungen im Betrieb, der
Wirtschaft und allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens notwendig.
Damit würden sich auch die Investitionen
Investitionen so steuern lassen, daß wirtschaftliche
wirtschaftliche Stabilität und Lebensstandard
Lebensstandard der Bevölkerung gesichert
werden.

Massenkaufkraft stärken!

j n der Prognose des WWI zur Wirt'
Wirt' schaftsentwicklung wird zu Recht
darauf aufmerksam gemacht, daß
„eine wirksame Konjunkturbelebung
Konjunkturbelebung . . . in diesem Jahr nur durch
eine verstärkte Inlandsnachfrage erzielt
erzielt werden kann".

Wie richtig das ist, zeigen Berechnungen,
Berechnungen, daß durch den Abbau der Effektivlöhne
Effektivlöhne und Sozialleistungen in den
Betrieben und Preissteigerungen im
Jahre 1967 eine Verminderung der
Massenkaufkraft von etwa 15 Milliarden
Milliarden DM eintritt. Das zeigt, wie notwendig
notwendig zu einer Belebung der Konjunktur
Konjunktur eine Erhöhung der Löhne,
Gehälter und Renten ist.
Wie verhalten sich die Gewerkschaften

Gewerkschaften in dieser neuen Lage und zu
den Aufgaben, die ihnen notwendigerweise
notwendigerweise zufallen? Zunächst muß festgestellt
festgestellt werden, daß die

ten unter einen zunehmenden Druck
geraten sind.
In der Unternehmerpresse gab es

heftige Attacken gegen die Gewerkschaften.
Gewerkschaften. Die Spaltung des DGB wurde
heraufbeschworen. Eine neue Standortdebatte
Standortdebatte sollte den Gewerkschaften
aufgezwungen werden. Es ging dabei
um den Kampf der Gewerkschaften
gegen die Notstandsgesetze, die demokratische
demokratische Grundhaltung in dlen gesellschaftlichen
gesellschaftlichen Fragen und um die aktive
Lohnpolitik. Unsere Partei hat sich
energisch gegen alle diese Angriffe auf
die Gewerkschaften gewandt und die
Einheit der Gewerkschaften verteidigt.
Es gibt aber auch in den Gewerkschaften

Gewerkschaften selbst Unsicherheit und ein
gewisses Nachgeben gegenüber der
Wirtschaftspolitik der Regierung der
Konzerne und Monopole, die von
Schiller praktiziert wird, mit dem wir
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